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Stellungnahme des Bundesrates und Gegenäußerung der Bundesregierung 


Der Bundesrat hat in seiner 773. Sitzung am 1. März 2002 
beschlossen, zu dem Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 Abs. 2 
des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen: 

1 . Zu Artikel 3 Nr. 3 Buchstabe a 

(§ 2 Abs. 1 Nr. 5 AltfahrzeugV) 

In Artikel 3 Nr. 3 Buchstabe a sind in § 2 Abs. 1 Nr. 5 
nach den Wörtern „oder eine sonstige Anlage“ die Wör- 
ter „zur weiteren Behandlung“ einzufugen. 

Begründung 

Klarstellung des Gewollten. Restkarossen sind gemäß 
§ 4 Abs. 4 nur einer Schredderanlage (siehe § 2 Abs. 1 
Nr. 18) oder einer sonstigen Anlage zur weiteren Be- 
handlung (siehe § 2 Abs. 1 Nr. 19) zu überlassen. Durch 
die in der Nummer 5 gewählten Formulierung „sonstige 
Anlage“ kann der Eindruck entstehen, dass eine Behand- 
lung auch in anderen Anlagen zulässig ist als in denen, 
die in den Nummern 18 und 19 genannt sind. Da dieses 
nicht gewollt ist, ist klarzustellen, dass Altfahrzeuge al- 
ternativ nur sonstigen Anlagen zur weiteren Behandlung 
zugeführt werden dürfen. 

2. Zu Artikel 3 Nr. 3 Buchstabe a 

(§ 2 Abs. 1 Nr. 6 AltfahrzeugV) 

In Artikel 3 Nr. 3 Buchstabe a ist in § 2 Abs. 1 Nr. 6 das 
Wort „und“ durch das Wort „oder“ zu ersetzen. 

Begründung 

Klarstellung des Gewollten. Gefährliche Bauteile, wie 
z. B. Airbags oder Gurtstraffer, sind entweder auszu- 
bauen und einer geordneten Entsorgung zuzuführen oder 
im eingebauten Zustand durch Auslösung unschädlich 
zu machen. Nicht Gegenstand der Vorbehandlung eines 


Demontagebetriebes ist das Unschädlichmachen ausge- 
bauter gefährlicher Bauteile. 

3. Zu Artikel 3 Nr. 3 Buchstabe a 

(§ 2 Abs. 1 Nr. 10 AltfahrzeugV) 

In Artikel 3 Nr. 3 Buchstabe a ist § 2 Abs. 1 Nr. 10 wie 
folgt zu ändern: 

a) Nach den Wörtern „ursprünglichen Zweck“ ist der 
Klammerzusatz „(werkstoffliche Verwertung)“ zu 
streichen. 

b) Vor den Wörtern „rohstoffliche Verwertung“ sind die 
Wörter „Nutzung der stofflichen Eigenschaften,“ in 
die Klammer einzufügen. 

Begründung 

Klarstellung. 

Mit der vorgeschlagenen Formulierung wird die Be- 
griffsbestimmung des „Recycling“ aus der EU-Richtli- 
nie über Altfahrzeuge vom 18. September 2000 vollstän- 
dig übernommen. Dabei wird die Überlegung der 
Bundesregierung aufgegriffen, den in Deutschland nicht 
einheitlich verwendeten Begriff des „Recycling“ durch 
„stoffliche Verwertung“ zu ersetzen. 

Die vollständige Übernahme der Begriffsbestimmung, 
unabhängig von der Definition der energetischen Ver- 
wertung, dient der für den Vollzug der Verordnung not- 
wendigen Abgrenzung der stofflichen von der energeti- 
schen Verwertung. Der Klammerzusatz stellt klar, dass 
folglich auch die rohstoffliche Verwertung der stoff- 
lichen Verwertung zuzurechnen ist. 

Die von der Bundesregierung vorgeschlagene Formulie- 
rung würde zu einer - hier nicht notwendigen - Defini- 
tion der werkstofflichen Verwertung fuhren, die aller- 
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dings zu eng ist. Die werkstoffliche Verwertung ist z. B. 
in der Verordnung über die Vermeidung und Verwertung 
von Verpackungsabfällen vom 21. August 1998 wie folgt 
definiert: „Verfahren, bei denen stoffgleiches Neumate- 
rial ersetzt wird oder der Kunststoff für eine weitere 
stoffliche Nutzung verfügbar bleibt (werkstoffliche Ver- 
fahren)“. 

4. Zu Artikel 3 Nr. 3 Buchstabe a 

(§ 2 Abs. 1 Nr. 15 Altfahrzeug V) 

ln Artikel 3 Nr. 3 Buchstabe a sind in § 2 Abs. 1 Nr. 15 
nach den Wörtern „zurückgenommen werden“ die Wör- 
ter „ , ohne dass dort die Altfahrzeuge behandelt werden“ 
einzufugen. 

Begründung 

Mit der Ergänzung wird klargestellt, dass der Tätigkeits- 
bereich der Rücknahmestelle dem der Annahmestelle 
entspricht. Im Anhang zur Altfahrzeug- Verordnung wird 
in der neuen Nummer 2.4 explizit darauf verwiesen, dass 
die Anforderungen für Annahmestellen (Nummern 2.1 
bis 2.3) gleichermaßen für die Rücknahmestellen gelten. 
Insofern ist auch eine Angleichung der Definitionen bei- 
der Begriffe erforderlich. 

5. Zu Artikel 3 Nr. 3 Buchstabe a 

(§ 2 Abs. 1 Nr. 16 Altfahrzeug V) 

ln Artikel 3 Nr. 3 Buchstabe a ist in § 2 Abs. 1 Nr. 16 
das Wort „weiteren“ durch das Wort „nachfolgenden“ zu 
ersetzen. 

Begründung 

Klarstellung, ln Demontagebetrieben finden die ersten 
Schritte zu einer Verwertung statt. Das Wort „weiteren“ 
indiziert, dass bereits eine Teilverwertung stattgefunden 
hat, der eine weitere Verwertung folgt. 

6. Zu Artikel 3 Nr. 3 Buchstabe a 

(§ 2 Abs. 1 Nr. 16 Altfahrzeug V) 

ln Artikel 3 Nr. 3 Buchstabe a ist dem § 2 Abs. 1 Nr. 16 
nach dem Semikolon folgender Halbsatz anzufügen: 

„dies kann auch die Rücknahme einschließen;“ 

Begründung 

Demontagebetriebe können auch Altfahrzeuge anneh- 
men. 

7. Zu Artikel 3 Nr. 3 Buchstabe a 

(§ 2 Abs. 1 Nr. 23 - neu - Altfahrzeug V) 

ln Artikel 3 Nr. 3 Buchstabe a ist in § 2 Abs. 1 in Num- 
mer 22 der Punkt am Ende durch ein Semikolon zu er- 
setzen und folgende Nummer 23 anzufügen: 

,23. „Fahrzeugleergewicht“ maßgebliches Leergewicht 
eines Kraftfahrzeuges zur Ermittlung der Verwer- 
tungsziele, das wie folgt bestimmt wird: 

- für Kraftfahrzeuge der Klasse Mj, die bis zum 
31. Dezember 1996 zugelassen worden sind: 
Leergewicht gemäß Fahrzeugbrief abzüglich 
Gewicht des Tankinhalts bei einer 90-prozenti- 
gen Füllung, 


- für Kraftfahrzeuge der Klasse Mj, die ab dem 
1. Januar 1997 zugelassen worden sind: Leerge- 
wicht gemäß Fahrzeugbrief abzüglich Gewicht 
des Tankinhalts bei einer 90-prozentigen Fül- 
lung und abzüglich Gewicht des Fahrers (75 kg), 

- für Kraftfahrzeuge der Klasse Np Leergewicht 
gemäß Fahrzeugbrief abzüglich Gewicht des 
Tankinhalts bei einer 90-prozentigen Füllung 
und abzüglich Gewicht des Fahrers (75 kg).“ 

F olgeänderungen : 

a) ln Artikel 3 Nr. 6 Buchstabe a ist in § 5 Abs. 1 das 
Wort „Fahrzeuggewicht“ durch das Wort „Fahrzeug- 
leergewicht“ zu ersetzen. 

b) ln Artikel 3 Nr. 14 Buchstabe p Doppelbuchstabe bb 
ist in Nummer 3.2.4. 1 Satz 6 das Wort „Leerge- 
wichte“ durch das Wort „Fahrzeugleergewichte“ zu 
ersetzen. 

c) ln Artikel 3 Nr. 14 Buchstabe p Doppelbuchstabe cc 
sind in Nr. 3.2.4. 1 Satz 7 nach dem Wort „Ersatz- 
teile“ die Wörter „und Kraftstoffe,“ einzufügen. 

d) ln Artikel 3 Nr. 14 Buchstabe p Doppelbuchstabe cc 
ist in Nummer 3.2.4. 1 Satz 9 das Wort „Leerge- 
wichte“ durch das Wort „Fahrzeugleergewichte“ zu 
ersetzen. 

e) ln Artikel 3 Nr. 14 Buchstabe p Doppelbuchstabe cc 
ist Nr. 3.2.4. 1 Satz 10 zu streichen. 

f) ln Artikel 4 Nr. 3 Buchstabe f Doppelbuchstabe cc 
sind in Abschnitt 2 des Verwertungsnachweises in 
Zeile 2.3 die Wörter , „Leergewicht It. Fahrzeugbrief“ 
durch die Wörter , „Fahrzeugleergewicht gemäß §2 
Nr. 23 Altfahrzeug- Verordnung“ ‘ zu ersetzen. 

Begründung 

Das Kraftfahrzeugleergewicht ist die zentrale Kenn- 
größe für die Ermittlung der Verwertungsquoten und die 
Überprüfung der Einhaltung der Zielvorgaben. Da diese 
Größe sowohl in § 5 als auch im Anhang verwendet 
wird, muss sie am Anfang der Verordnung in den Be- 
griffsbestimmungen einheitlich definiert werden. 

Das im Kraftfahrzeugbrief eingetragene Leergewicht ei- 
nes Kraftfahrzeuges der Klasse Mj wurde bis zum 
31. Dezember 1995 nach DIN aus dem eigentlichen Ge- 
wicht des Kraftfahrzeuges zuzüglich dem Gewicht des 
Tankinhaltes eines zu 90 Prozent gefüllten Kraftstoff- 
tanks ermittelt. 

Im Rahmen der EU-weiten Vereinheitlichung der Typge- 
nehmigung auf der Grundlage der Richtlinie 70/156/ 
EWG wurde ab dem 1. Januar 1998 das im Kraftfahr- 
zeugbrief eingetragene Leergewicht eines Kraftfahr- 
zeuges der Klasse Mj zusätzlich um das normierte Fah- 
rergewicht (75 kg = 68 kg Fahrer zuzüglich 7 kg Ge- 
päck) erhöht (siehe Richtlinie 70/156/EWG Anhang 1 
Nr. 2.6 „Masse des Fahrzeugs“ in Verbindung mit der 
Fußnote „°“). Das heißt, das Fahrzeugleergewicht enthält 
nunmehr das Gewicht des Tankinhalts eines zu 
90 Prozent gefüllten Kraftstofftanks und das Fahrerge- 
wicht. 
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In einem Übergangszeitraum vom 1. Januar 1996 bzw. 
31. Dezember 1997 konnte das Leergewicht eines Kraft- 
fahrzeuges der Klasse Mj sowohl nach dem alten als 
auch nach dem neuen Verfahren bestimmt werden. 

Bei dem im Kraftfahrzeugbrief eingetragenen Leerge- 
wicht eines Kraftfahrzeuges der Klasse Nj wurde bereits 
immer das Gewicht des Tankinhalts eines zu 90 Prozent 
gefüllten Kraftstofftanks und das Fahrergewicht (75 kg) 
berücksichtigt. 

Würde im Falle der Entsorgung das Gewicht des Fahrers 
und das Gewicht des Kraftstoffes (Altfahrzeuge enthal- 
ten auf Grund der hohen Kraftstoffpreise nur noch ge- 
ringe Kraftstoffrestmengen) nicht vom Fahrzeugleerge- 
wicht abgezogen, müssten Gewichtsanteile des Fahrzeu- 
ges einer Verwertung zugeführt werden, die dieses bei 
der Abgabe zur Entsorgung nicht mehr enthält. Dieses 
würde eine Übermaßforderung darstellen, zumal dieser 
Gewichtsanteil durch nichtmetallische Materialien kom- 
pensiert werden müsste, die ohnehin erheblich schwieri- 
ger und mit deutlich höheren Kosten zu verwerten sind. 

Auf Grund der unterschiedlichen Berechnungsansätze 
für Fahrzeuge der Klassen Mj und Nj muss bei der Be- 
rechnung des Leergewichtes zwischen diesen beiden 
Klassen unterschieden werden. Da sich außerdem die 
Berechnung bei Fahrzeugen der Klasse Mj zwischen- 
zeitlich geändert hat, muss diese Änderung ebenfalls be- 
rücksichtigt werden. Da in einem Übergangszeitraum 
vom 1. Januar 1996 bis zum 31. Dezember 1997 beide 
Berechnungserfahren möglich wären, wird aus Gründen 
der Vollzugsvereinfachung der 3 1 . Dezember 1 996 als 
Stichtag für die Änderung des Berechnungsverfahrens 
gewählt. 

Außerdem wird aus Gründen der Vollzugsvereinfachung 
bei der Ermittlung des Fahrzeuggewichtes nicht auf das 
Baujahr, sondern auf das Datum der Erstzulassung abge- 
stellt, weil dieses im Gegensatz zum Baujahr unmittelbar 
aus dem Fahrzeugbrief abgelesen werden kann und nicht 
erst über die Fahrzeugidentifikationsnummer ermittelt 
werden muss. Der Fehler, der dadurch entsteht, führt 
zwar zu einer geringfügigen „Übererfüllung“ der Quote, 
kann jedoch in Anbetracht der Gesamtzahl der zu entsor- 
genden Altfahrzeuge vernachlässigt werden. 

Da auf Grund der beantragten Korrektur der Gewichts- 
anteil des Kraftstoffes nun nicht mehr im Fahrzeugleer- 
gewicht (= Eingangsgewicht im Demontagebetrieb) ent- 
halten ist, darf dieser bei der Berechnung der Verwer- 
tungsquoten nicht in Ansatz gebracht werden. Dieses 
wird durch eine entsprechende Ergänzung von Satz 7 der 
Nummer 3.2.4. 1 des Anhangs berücksichtigt (Folge- 
änderung Buchstabe c). 

Untersuchungen im Auftrag der ARGE-Altauto (siehe 
Monitoringbericht der ARGE-Altauto) haben gezeigt, 
dass das durch Wägung ermittelte Fahrzeugleergewicht 
sehr gut mit dem korrigierten Leergewicht gemäß Kraft- 
fahrzeugbrief übereinstimmt. Durch die Definition des 
Fahrzeugleergewichtes in der oben beschriebenen Weise 
kann somit auf die Ausstattung der Demontagebetriebe 
mit einer Waage und das Wiegen eines jeden Altfahrzeu- 
ges verzichtet werden, ohne dass dieses zu Fehlem bei der 
Ermittlung der Zielvorgaben/( Verwertungsquoten) führt. 


Die übrigen Folgeändemngen setzen die einheitliche 
Verwendung des Begriffes „Fahrzeugleergewicht“ um. 

8 . Zu Artikel 3 Nr. 3 Buchstabe c 

(§ 2 Abs. 2 Nr. 2 AltfahrzeugV) 

In Artikel 3 Nr. 3 Buchstabe c sind in § 2 Abs. 2 Nr. 2 
die Wörter „in Bezug auf die jeweiligen abfallwirt- 
schaftlichen Tätigkeiten dokumentiert ist“ durch die 
Wörter „geprüft und dies im Überwachungszertifikat 
ausgewiesen ist“ zu ersetzen. 

Begründung 

Klarstellung des Gewollten. Entsorgungsfachbetriebs- 
zertifikate sind immer konkret auf die durchzuführende 
abfallwirtschaftliche Tätigkeit auszustellen. Wesent- 
lich ist auch, dass der Betrieb tatsächlich auf die An- 
fordemngen dieser Verordnung hin überprüft wurde 
und dies auch im Zertifikat ausgewiesen wird. 

9. Zu Artikel 3 Nr. 4 (§ 3 Abs. 1 Satz 2 AltfahrzeugV) 

In Artikel 3 Nr. 4 sind in § 3 Abs. 1 Satz 2 nach dem 
Wort „Rücknahmestelle“ die Wörter „oder einen von 
einem Hersteller hierzu bestimmten anerkannten De- 
montagebetrieb“ einzufügen. 

Begründung 

Altfahrzeuge wurden bisher in vielen Fällen unmittel- 
bar bei einem Demontagebetrieb abgegeben und von 
diesem auch angenommen. Diese Praxis hat sich be- 
währt. Die Fahrzeughersteller werden auch in Zukunft 
Demontagebetriebe bestimmen, in denen Fahrzeuge 
ihrer Marke kostenlos entgegengenommen werden. Da 
die Definition des Begriffes „Rücknahmestelle“ aus- 
schließt, dass eine Rücknahmestelle selbst Demontage- 
betrieb ist, muss der Absatz 1 entsprechend ergänzt 
werden. 

Dass diese Möglichkeit auch von der Bundesregierung 
gewollt und vorgesehen ist, zeigt § 4 Abs. 1. Dieser 
verpflichtet denjenigen, der sich eines Fahrzeuges ent- 
ledigt, entledigen will oder entledigen muss, dieses 
u. a. einem anerkannten Demontagebetrieb zu überlas- 
sen. Insoweit ist es auch aus diesem Grund sinnvoll, 
den Hersteller zu verpflichten, Altfahrzeuge seiner 
Marke bei einem von ihm hierzu bestimmten anerkann- 
ten Verwertungsbetrieb unentgeltlich zurückzunehmen. 

10. Zu Artikel 3 Nr. 4 

(§ 3 Abs. 2 Satz 2 - neu - AltfahrzeugV) 

In Artikel 3 Nr. 4 ist dem § 3 Abs. 2 folgender 
Satz anzufügen: 

„Absatz 4 Nr. 1, 2 und 5 gilt in diesen Fällen nicht.“ 
Begründung 

Damit die Regelung des § 3 Abs. 2 nicht ins Leere 
läuft, ist die Änderung erforderlich. Denn bei Kraft- 
fahrzeugen im Sinne von § 15 Abs. 4 KrW-/AbfG, bei 
denen der Halter oder Eigentümer nicht festgestellt 
werden konnte, kann naturgemäß auch der Fahrzeug- 
brief (Absatz 4 Nr. 5) nicht übergeben werden. Bei sol- 
chen Kraftfahrzeugen ist auch nicht festzustellen, ob 
sie nach den Bestimmungen des deutschen Zulassungs- 
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Verfahrens zugelassen waren oder nicht, so dass auch 
die Bedingungen des Absatzes 4 Nr. 1 und 2 in den sel- 
tensten Fällen durch die öffentlich-rechtlichen Entsor- 
gungsträger festgestellt werden können. 

11. Zu Artikel 3 Nr. 4 (§ 3 Abs. 3 Satz 1 Altfahrzeug V) 

ln Artikel 3 Nr. 4 sind in § 3 Abs. 3 Satz 1 die Wörter 
„anerkannte Rücknahmestellen einzurichten“ durch die 
Wörter „Rückgabemöglichkeiten durch anerkannte 
Rücknahmestellen oder von ihnen hierzu bestimmte 
anerkannte Demontagebetriebe zu schaffen“ zu erset- 
zen. 

Begründung 

Die beantragte Regelung dient der Klarstellung, dass 
die erforderliche Flächendeckung auch unter Einbezie- 
hung anerkannter Demontagebetriebe erreicht werden 
kann. 

12. Zu Artikel 3 Nr. 4 

(§ 3 Abs. 3 Satz 3 - neu - AltfahrzeugV) 

ln Artikel 3 Nr. 4 ist dem § 3 Abs. 3 folgender Satz an- 
zufügen: 

„Die Flächendeckung ist dann ausreichend, wenn die 
Entfernung zwischen Wohnsitz des Letzthalters und 
Rücknahmestelle oder von einem Hersteller hierzu be- 
stimmten anerkannten Demontagebetrieb nicht mehr 
als 50 km beträgt.“ 

Begründung 

Es ist zu konkretisieren, was als zumutbare Entfernung 
zu verstehen ist. Die Ausführungen, die in der Begrün- 
dung zum Gesetzentwurf zur Flächendeckung gemacht 
werden, sind ungeeignet (zwei nebeneinander liegende 
Rücknahmestellen reichen in einem großen Landkreis 
aus, nahe liegende Rücknahmestellen in benachbarten 
Landkreisen werden nicht berücksichtigt) und stellen 
für die Hersteller einen unverhältnismäßig hohen Auf- 
wand dar. Auch nach Aussagen des ADAC ist eine 
Entfernung der Rücknahmestellen von 50 km ausrei- 
chend. 

13. Zu Artikel 3 Nr. 4 (§ 3 Abs. 4 Nr. 2 AltfahrzeugV) 

In Artikel 3 Nr. 4 sind in § 3 Abs. 4 Nr. 2 die Wörter 
„insgesamt weniger als 3 Monate“ durch die Wörter 
„vor der Stilllegung weniger als einen Monat“ zu erset- 
zen. 

Begründung 

Es besteht die begründete Sorge, dass ältere Fahrzeuge 
mit einem geringen positiven Restwert (z. B. auf 
Grund bestimmter funktionsfähiger Bauteile) von klei- 
neren Werkstätten als Gebrauchtwagen aufgekauft 
werden und die noch funktionsfähigen Teile gegen de- 
fekte Altteile ausgetauscht werden. Das Fahrzeug ist 
dann weiterhin vollständig, aber im Wert gemindert. 
Nach einer eintägigen Zulassung hätte der Werkstatt- 
betreiber als Letzthalter somit bereits den Anspruch 
auf eine unentgeltliche Rücknahme durch den Herstel- 
ler. Die Wertschöpfung durch den Ausbau der funk- 
tionsfähigen Teile würde in der Werkstatt stattfinden. 
Die Kosten würden auf den Hersteller abgewälzt. 


Ein derartiger Missbrauch kann zumindest teilweise 
dadurch verhindert werden, dass Aufwand und Kosten 
für ein solches Vorgehen deutlich erhöht werden. Dies 
wird dadurch erreicht, dass Letzthalter mindestens ein 
Monat die Kosten für Steuer und Versicherung gezahlt 
haben müssen. 

14. Zu Artikel 3 Nr. 4 (§ 3 Abs. 4 Nr. 3 AltfahrzeugV) 

In Artikel 3 Nr. 4 ist in § 3 Abs. 4 Nr. 3 nach dem Wort 
„Bauteile“ und nach dem Wort „Fahrwerk“ jeweils das 
Wort „und“ durch das Wort „oder“ zu ersetzen. 

Begründung 

Die Änderung dient der Klarstellung, dass die beispiel- 
haft aufgeführten Bauteile und Komponenten nicht alle 
zusammen entfernt sein müssen, sondern dass es aus- 
reicht, wenn eines der dort genannten Bauteile oder 
eine der Komponenten nicht mehr enthalten ist. 

15. Zu Artikel 3 Nr. 4 (§ 3 Abs. 4 Nr. 3 AltfahrzeugV) 

In Artikel 3 Nr. 4 sind in § 3 Abs. 4 nach dem Wort 
„Katalysator“ die Wörter „oder elektronische Steuer- 
geräte für Fahrzeugfunktionen,“ einzufügen. 

Begründung 

Auch die hochwertigen elektronischen Steuergeräte für 
Fahrzeugfunktionen werden als wesentliche Kompo- 
nenten angesehen. 

16. Zu Artikel 3 Nr. 4 

(§ 3 Abs. 4 Nr. 6 -neu -und Nr. 7 - neu - AltfahrzeugV) 
In Artikel 3 Nr. 4 ist § 3 Abs. 4 wie folgt zu ändern: 

a) In Nummer 3 ist nach dem Wort „enthält“ ein 
Komma einzufügen. 

b) In Nummer 4 ist das Wort „oder“ durch ein Komma 
zu ersetzen. 

c) In Nummer 5 ist der Punkt nach dem Wort „wird“ 
durch ein Komma zu ersetzen. 

d) Nach Nummer 5 sind folgende Nummern 6 und 7 
anzufügen: 

„6. das Fahrzeug nach einen Unfall entsorgt wird, 
der zu einem wirtschaftlichen Totalschaden ge- 
führt hat oder 

7. es sich bei dem Altfahrzeug um ein Fahrzeug 
der Klasse Mj oder Nj handelt, das nicht 
serienmäßig im einstufigen Verfahren herge- 
stellt und genehmigt wurde.“ 

Folgeänderung: 

In Artikel 3 Nr. 4 ist § 3 Abs. 7 zu streichen. 

Begründung 

Zu Nummer 6 

Die Kosten für die Entsorgung von stark beschädigten 
Unfallfahrzeugen können die Erlöse aus der Wert- 
schöpfung übersteigen, weil die Vorbehandlung und 
Demontage derartiger Fahrzeuge mit einem erheb- 
lichem Aufwand verbunden ist. Es wäre unangemes- 
sen, die Automobilhersteller mit diesen Kosten zu be- 
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lasten, weil sie nicht Verursacher dieser Kosten sind 
und keinen Einfluss auf deren Verminderung haben. 
Bei Fremdverschulden kommt die Haftpflichtversiche- 
rung des Unfallgegners für diese Kosten auf. Bei 
Eigenverschulden trägt der Halter im Rahmen seiner 
eigenen Verantwortung die Kosten und kann diese 
z. B. durch eine Vollkaskoversicherung abdecken. 

Das Kriterium „Unfall, der zu einem wirtschaftlichen 
Totalschaden geführt hat“ stellt sicher, dass nicht jeder 
kleine Unfallschaden einem Hersteller die Möglichkeit 
gibt, die unentgeltliche Rücknahme abzulehnen. 

Zu Nummer 7 

Es gibt eine Vielzahl von kleineren und mittleren Un- 
ternehmen, die Spezialaufbauten für Fahrzeuge her- 
stellen oder Fahrzeuge durch Ein-, Auf- oder Umbau- 
ten in erheblichem Umfang verändern. Die Fahrzeug- 
hersteller liefern hierfür lediglich das Basisfahrzeug 
bzw. -fahrwerk und besitzen keinerlei Einfluss auf die 
Gestaltung des Fahrzeuges (recyclinggerechte Kon- 
struktion) oder die Auswahl der Materialien/Werk- 
stoffe. Sie sind jedoch weiterhin als Hersteller im Fahr- 
zeugbrief eingetragen. In Anbetracht der Vielzahl die- 
ser Unternehmen und der Vielfalt der Fahrzeuge ist es 
nicht praktikabel, wenn in jedem Einzelfall eine Ver- 
einbarung über die Kostentragung zwischen diesem 
Unternehmen und dem Hersteller geschlossen wird. 
Außerdem werden die Kaufverträge in vielen Fällen 
zwischen den Vertragshändlem und den Ausbauunter- 
nehmen geschlossen, so dass die Hersteller von den 
Veränderungen überhaupt nichts erfahren und es daher 
nicht oder nur mit erheblichem Aufwand möglich 
wäre, Vereinbarungen über das Tragen der Kosten zur 
unentgeltlichen Rücknahme abzuschließen. 

17. Zu Artikel 3 Nr. 4 (§ 3 Abs. 6 Satz 1 Altfahrzeug V) 

In Artikel 3 Nr. 4 sind in § 3 Abs. 6 Satz 1 nach dem 
Wort „Kfz- Werkstätten“ die Wörter „oder in vergleich- 
baren gewerblichen Einrichtungen“ einzufügen. 

Begründung 

In § 3 Abs. 6 soll die Verpflichtung zur Rücknahme 
von Altteilen, die bei Reparaturen von Personenkraft- 
wagen anfallen, geregelt werden. Reparaturen von Per- 
sonenkraftwagen finden nicht nur in Kfz- Werkstätten, 
sondern auch in anderen vergleichbaren gewerblichen 
Einrichtungen, wie z. B. Tankstellen, statt. Auch aus 
Wettbewerbsgründen sollte sich die aufzubauende Ent- 
sorgungsinfrastruktur nicht nur auf die klassischen 
Kfz- Werkstätten beschränken, sondern muss alle ge- 
werblichen Einrichtungen einschließen, in denen Re- 
paraturen von Personenkraftwagen stattfinden. 

18. Zu Artikel 3 Nr. 5 Buchstabe e - neu - 

(§4 Abs. 5 - neu - AltfahrzeugV) 

In Artikel 3 Nr. 5 ist nach Buchstabe d folgender 
Buchstabe e anzufügen: 

,e) Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 5 angefügt: 

„(5) Auf die Überlassung nach den Absätzen 1 
bis 3 finden die Bestimmungen der Nachweisver- 
ordnung vom 10. September 1996 (BGBl. 1996 I 


S. 1382, 1997 I S. 2860) mit Ausnahme des § 26 
keine Anwendung.“ ‘ 

Folgeänderung: 

In Artikel 3 Nr. 5 Buchstabe c ist in § 4 Abs. 3 nach 
dem Wort „ersetzt“ ein Punkt zu setzen und sind die 
anschließenden Wörter zu streichen. 

Begründung 

Die Altfahrzeug-Verordnung normiert im Rahmen der 
Überlassung von Altautos (Altfahrzeugen) spezielle 
Nachweise, die sicherstellen, dass Altautos (Altfahr- 
zeuge) nur einem ordnungsgemäß arbeitenden Verwer- 
tungsbetrieb (Demontagebetrieb) überlassen werden. 
Als Rechtsfolge der Neueinstufung von Altautos als 
besonders überwachungsbedürftiger Abfall ergeben 
sich neben den Nachweispflichten der Altfahrzeug- Ver- 
ordnung zusätzliche Nachweispflichten nach § 46 
KrW-/AbfG i. V. m. der Nachweisverordnung (s. auch 
die geplante Übergangsregelung in § 34 Abs. 4 (neu) 
der Nachweisverordnung, Bundesratsdrucksache 843/01 
- Beschluss -). 

Eine Doppelung der Nachweispflichten ist in der Alt- 
fahrzeug-Verordnung auszuschließen. Der Verwer- 
tungsnachweis nach der Altfahrzeug-Verordnung ist 
als spezieller Entsorgungsnachweis ausreichend. Für 
die weitere Entsorgung der nach der Demontage der 
Altautos anfallenden Abfallfraktionen gelten die Nach- 
weisregelungen der Nachweisverordnung. 

19. Zu Artikel 3 Nr. 5 Buchstabe d 

(§ 4 Abs. 4 Satz 2 AltfahrzeugV) 

In Artikel 3 Nr. 5 Buchstabe d sind in § 4 Abs. 4 Satz 2 
die Wörter „oder in einer entsprechenden eigenen An- 
lage behandelt“ zu streichen. 

Begründung 

Auf Grund der Stellungnahmen der Länder zum Ent- 
wurf eines Gesetzes über die Entsorgung von Altfahr- 
zeugen vom 7. August 2001 wurde in Satz 1 der Halb- 
satz „sofern Restkarossen nicht in einer eigenen 
anerkannten Schredderanlage behandelt werden“ ge- 
strichen, weil dieser im Vollzug eher zur Verwirrung 
führt als dass er zur Klarstellung beiträgt. Konsequen- 
terweise muss dann auch der entsprechende Zusatz für 
die sonstigen Anlagen zur weiteren Behandlung ge- 
strichen werden. Dieses wurde bei der Überarbeitung 
übersehen. 

20. Zu Artikel 3 Nr. 6 Buchstabe a 

(§ 5 Abs. 3 Satz 3 und 4 AltfahrzeugV) 

In Artikel 3 Nr. 6 Buchstabe a ist § 5 Abs. 3 wie folgt 
zu ändern: 

a) In Satz 3 ist nach dem Wort „gilt“ das Wort „längs- 
tens“ einzufügen. 

b) In Satz 4 ist das Wort „unverzüglich“ zu streichen 
und sind die Wörter „nicht oder nicht mehr erfüllt“ 
durch die Wörter „auch nach einer vom ihm gesetz- 
ten, drei Monate nicht überschreitende Frist nicht 
erfüllt wird“ zu ersetzen. 
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Begründung 

Die Änderung dient der Vollziehbarkeit der Verord- 
nung sowie einer Harmonisierung mit den Anforderun- 
gen der Entsorgungsfachbetriebs-Verordnung (EfbV). 
Die Änderung ist erforderlich, um eine Nachbesserung 
bzw. Fehlerbehebung zu ermöglichen, ohne gleich die 
Bescheinigung entziehen zu müssen. Es würde ansons- 
ten zu einem erheblichen Aufwand bei der Listung 
der anerkannten Verwertungsbetriebe, Annahmestel- 
len usw. führen, wenn einem Betrieb die Bescheini- 
gung entzogen würde, dieser aus der Liste zu streichen 
wäre, aber nach kurzer Zeit, wenn die Mängel beseitigt 
wären, die Bescheinigung wieder zu erteilen wäre und 
eine erneute Aufnahme in die Liste erfolgen müsste. 

21. Zu Artikel 3 Nr. 6 Buchstabe a 

(§ 5 Abs. 3 Satz 5 AltfahrzeugV) 

ln Artikel 3 Nr. 6 Buchstabe a ist in § 5 Abs. 3 Satz 5 
die Angabe „Satz 1, 2 und 4“ durch die Angabe „Die 
Sätze 2 und 4“ zu ersetzen. 

Begründung 

Es ist erforderlich, dass auch die Einhaltung der Anfor- 
derungen nach Anhang 1 Nummer 3.2.4. 1 Abs. 3 und 
Nummer 4.1.2 („Verwertungsquoten“) durch einen 
Sachverständigen überprüft und bescheinigt wird. Der 
Entwurf der Bundesregierung führt jedoch dadurch, 
dass Satz 1 hinsichtlich der Erfüllung der Verwertungs- 
quoten nicht gelten soll, dazu, dass eine solche Über- 
prüfung nicht stattfinden muss. Dieses ist nicht ge- 
wollt. Daher ist die Änderung erforderlich (Streichung 
der Angabe „Satz 1“ in Satz 5). 

Die Vorgabe, dass die Einhaltung der Verwertungsquo- 
ten nicht Voraussetzung für die Erteilung der Beschei- 
nigung bzw. die Nichteinhaltung ein Grund für deren 
Aberkennung ist, wird hierdurch nicht verändert, son- 
dern bleibt weiterhin bestehen. 

22. Zu Artikel 3 Nr. 6 Buchstabe a 

(§ 5 Abs. 3 Satz 9 Nr. 3 - neu - AltfahrzeugV) 

ln Artikel 3 Nr. 6 Buchstabe a ist § 5 Abs. 3 Satz 9 wie 
folgt zu ändern: 

a) ln Nummer 1 ist das Wort „oder“ durch ein Komma 
zu ersetzen. 

b) ln Nummer 2 sind die Wörter „vorgenommen wur- 
den.“ durch das Wort „oder“ zu ersetzen. 

c) Nach Nummer 2 ist folgende Nummer 3 anzufü- 
gen: 

„3. durch Sachverständige im Rahmen der Über- 
prüfung von Anlagen nach § 19i Abs. 2 Satz 3 
des Wasserhaushaltsgesetzes und der in seinem 
Rahmen erlassenen Vorschriften der Länder 

vorgenommen wurden.“ 

Begründung 

Demontagebetriebe können nach Wasserrecht prüf- 
pfiichtig sein. Die Anforderungen des Anhangs 1 sind 
nur dann erfüllt, wenn auch die wasserrechtlichen An- 
forderungen eingehalten werden. Daher ist es zur Ver- 


meidung von Doppelprüfungen sinnvoll, auch die Er- 
gebnisse der Prüfung durch Sachverständige nach 
§ 19i WHG in die Liste der zu berücksichtigenden 
Prüfergebnisse einzubeziehen. 

23. Zu Artikel 3 Nr. 7 (§ 6 Nr. 3 AltfahrzeugV) 
ln Artikel 3 Nr. 7 ist § 6 wie folgt zu ändern: 

a) ln Nummer 2 ist das Wort „oder“ durch einen Punkt 
zu ersetzen. 

b) Nummer 3 ist zu streichen. 

Begründung 

Die Erfahrungen mit der AltautoV haben gezeigt, dass 
die Zulassungsverfahren für Sachverständige auf öf- 
fentlich bestellte Sachverständige und auf Umwehgut- 
achter und Umwehgutachterorganisationen mit be- 
stimmten Qualifikationen beschränkt werden sollten. 
Bei der Trägergemeinschaft für eine Akkreditierung 
GmbH handelt es sich - wie beim „DAR-System“ - 
um kein öffentlich-rechtliches Gutachtersystem mit 
externer Kontrolle. 

24. Zu Artikel 3 Nr. 8 (§ 7 Abs. 2a - neu - AltfahrzeugV) 

ln Artikel 3 Nr. 8 ist in § 7 nach Absatz 2 folgender 
Absatz 2a einzufügen: 

„(2a) Die Sachverständigen nach § 6 haben dem 
Umwehbundesamt für die von ihnen anerkannten De- 
montagebetriebe, Schredderanlagen und sonstigen An- 
lagen zur weiteren Behandlung unverzüglich eine 
Durchschrift der von ihnen erteilten Bescheinigung 
oder des Entzugs der von ihnen erteilten Bescheini- 
gung zu übermitteln. Diese muss mindestens folgende 
Angaben enthalten: 

1 . Name und Anschrift der Firma, 

2. Anschrift des anerkannten Betriebs oder Betriebs- 
teils, 

3. Betriebsnummer nach § 27 Abs. 3 der Nachweis- 
verordnung vom ... (BGBl. 1 S. ...) für die in 
Nummer 2 bezeichneten Betriebe oder Betriebs- 
teile, 

4. Kommunikationseinrichtungen, 

5. Ansprechpartner, 

6. zuständige Genehmigungsbehörde, 

7. Datum der Ausstellung und des Ablaufs der Be- 
scheinigung. 

Bei Demontagebetrieben, die von einem oder mehre- 
ren Herstellern für die unentgeltliche Rücknahme von 
Altfahrzeugen bestimmt worden sind, sind zusätzlich 
die Hersteller anzugeben, die den Demontagebetrieb 
hierzu bestimmt haben. Die Anforderungen nach den 
Sätzen 1 bis 3 gehen auch für Sachverständige, techni- 
sche Überwachungsorganisationen oder Entsorgerge- 
meinschaften, die die in Satz 1 genannten Betriebe als 
Entsorgungsfachbetriebe anerkennen. Die in Satz 1 ge- 
nannte Stelle erstellt nach den Angaben aus Satz 2 
Nr. 1 bis 5 und Satz 3 regelmäßig zu aktualisierende 
Listen und gibt diese in geeigneter Weise öffentlich be- 
kannt.“ 
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Begründung 

Die Erfahrungen beim Vollzug der Altauto-Verordnung 
haben gezeigt, dass ein großer Bedarf an einer bundes- 
einheitlichen Liste besteht, in der die Betriebe aufgelis- 
tet sind, in denen Altfahrzeuge und Restkarossen ent- 
sorgt werden. Landesspezifische Listen verursachen im 
Vergleieh zu einer bundeseinheitlichen Lösung einen 
deutlich höheren Arbeits- und Pflegeaufwand und 
damit höhere Kosten. Daher ist es nahe hegend, die 
Sachverständigen naeh § 6 zu verpflichten, Dureh- 
schriften der von ihnen ausgestellten Bescheinigungen 
bzw. der von ihnen entzogenen Bescheinigungen einer 
zentralen Stelle zuzuleiten. Diese kann dann diese An- 
gaben - ähnlich wie die ARGE-Altauto mit der von ihr 
veröffentlichten Intemetliste - an zentraler Stelle, z. B. 
ebenfalls im Internet, veröffentlichen. 

Um den Arbeitsaufwand und damit auch die Kosten 
für die Erstellung der Listen zu minimieren, wird deren 
Erstellung lediglich für Demontage- und Schredderbe- 
triebe sowie für sonstige Anlagen zur weiteren Be- 
handlung vorgeschrieben. Zentrale Listen von An- 
nahme- und Rücknahmestehen können von den Kfz- 
Innungen auf freiwilliger Basis oder von den Herstel- 
lern im Rahmen ihrer Informationspfhchten erstellt 
werden. 

25. Zu Artikel 3 Nr. 9 (§ 8 Abs. 2 Satz 2 AltfahrzeugV) 

In Artikel 3 Nr. 9 ist in § 8 Abs. 2 Satz 2 nach der 
Angabe „Anhang 11“ die Angabe „der Richtlinie 
2000/53/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 18. September 2000 über Altfahrzeuge 
(ABI. EG Nr. L 269 S. 34) in der jeweils geltenden 
Fassung“ einzufügen. 

Folgeänderungen: 

a) In Artikel 3 Nr. 14 Buchstabe n Doppelbuchstabe bb 
ist im vierten Spiegelstrich nach der Angabe „An- 
hang H“ die Angabe „der Richtlinie 2000/53/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 
18. September 2000 über Altfahrzeuge (ABI. EG 
Nr. L 269 S. 34) in der jeweils geltenden Fassung“ 
einzufügen. 

b) Artikel 3 Nr. 15 ist zu streichen. 

Begründung 

Die EU-Richtlinie über Altfahrzeuge gilt nicht unmit- 
telbar und muss daher in nationales Recht umgesetzt 
werden. Dieses ist immer dann richtig und sinnvoll, 
wenn ein Ermessen und damit eine entsprechende 
Gestaltungsmöglichkeit im Rahmen der nationalen 
Umsetzung vorhanden ist. Beim Anhang II handelt es 
sich jedoch um eindeutige und nicht auslegbare fach- 
liche Vorgaben, die unverändert in das nationale Recht 
zu übernehmen sind. Aus Gründen der Rechts- 
sicherheit für die Hersteller, die ihre Fahrzeuge in 
allen Mitgliedstaaten verkaufen, und der Reduzierung 
des Arbeitsaufwandes bei der nationalen Umsetzung 
von europäischem Recht ist es sinnvoll, wenn die Än- 
derungen des Anhangs II unmittelbar am Tag ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft treten. 


26. Zu Artikel 3 Nr. 12 (§ 11 Nr. 7a - neu - AltfahrzeugV) 

In Artikel 3 Nr. 12 ist in § 11 nach Nummer 7 folgende 
Nummer 7 a einzufügen: 

„7a. entgegen § 4 Abs. 2 Satz 5 ein Altfahrzeug einer 
anderen als der dort genannten Verwertung zu- 
führt,“ 

Begründung 

Die Praxis des Vollzugs der Altautoverordnung hat ge- 
zeigt, dass zur Verwertung angenommene Fahrzeuge 
des Öfteren weiterverkauft wurden. Um diese Verfah- 
rensweise sanktionieren zu können, ist ein entspre- 
chender Ordnungswidrigkeitstatbestand aufzunehmen. 

27. Zu Artikel 3 Nr. 14 Buchstabe d 

(Nummer 2.2. 1 Satz 2 des Anhangs I zur AltfahrzeugV) 

In Artikel 3 Nr. 14 Buchstabe d ist in Nummer 2.2.1 
Satz 2 das Wort „mineralölundurchlässig“ durch das 
Wort „stoffundurchlässig“ und die Wörter „der Was- 
serwirtschaft“ durch die Wörter „nach Wasserrecht“ 
und die Angabe „nach DIN 1999^“ durch die Angabe 
„(z. B. nach DIN 1999^)“ zu ersetzen. 

Begründung 

In der Muster- Anlagenverordnung (Muster- VAwS) vom 
8./9. November 1990 in der Fassung vom 22./23. März 
2001 der Länderarbeitsgemeinschaft Wasser (LAWA) 
wird in der Anlage 1 „Besondere Anforderungen an 
oberirdische Anlagen zum Umgang mit flüssigen was- 
sergefährdenden Stoffen“ im Zusammenhang mit den 
Anforderungen an die Befestigung und Abdichtung von 
Bodenflächen (Nummer 1 . 1 des Anhangs) der Begriff 
„stoffundurchlässige Fläche“ definiert und im Weiteren 
verwendet. Der Begriff ist daher im Hinblick auf eine 
Vereinheitlichung des Vollzuges an die wasserrecht- 
lichen Vorschriften anzupassen. 

Entsprechendes gilt für die Änderung „Wasserwirt- 
schaft“ in „Wasserrecht“. 

28. Zu Artikel 3 Nr. 14 Buchstabe e 

(Nummer 2.3 des Anhangs I zur AltfahrzeugV) 

In Artikel 3 Nr. 14 ist Buchstabe e wie folgt zu fassen: 

,e) Nummer 2.3 wird wie folgt gefasst: 

„2.3 In einem Betrieb stagebuch sind sämtliche 
Zu- und Abgänge von Altfahrzeugen schrift- 
lich festzuhalten. Darüber hinaus sind festzu- 
halten: 

- Durchschriften der Verwertungsnachweise 
für alle entgegengenommenen Altfahr- 
zeuge, 

- besondere Vorkommnisse und Betriebsstö- 
rungen einschließlich der Ursachen und 
der durchgeführten Abhilfemaßnahmen. 

Das Betriebstagebuch ist auf Verlangen der 
überwachenden Kfz-Innung, dem Sachver- 
ständigen oder der zuständigen Behörde vor- 
zulegen. Außerdem ist die Zusammenarbeit 
mit den Demontagebetrieben durch Verträge 
zu dokumentieren.““ 
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Begründung 

ln dem Betriebstagebuch sind nur die „täglichen“ Vor- 
gänge zu dokumentieren, nicht jedoch Verträge mit 
Demontagebetrieben. 

29. Zu Artikel 3 Nr. 14 Buchstabe h 

(Nummern 3. 1.2.1, 3. 1.2.2, 3. 1.2.3, 3. 1.2.4 des 
Anhangs 1 zur Altfahrzeug V) 

ln Artikel 3 Nr. 14 Buchstabe h ist Nummer 3.1.2 wie 
folgt zu ändern: 

a) ln Nummer 3. 1.2.1 sind die Wörter „für die Was- 
serwirtschaft“ durch die Wörter „nach Wasser- 
recht“ zu ersetzen. 

b) ln Nummer 3. 1.2.2 ist Satz 2 durch folgende Sätze 
zu ersetzen: 

„Flächen der in Satz 1 bezeichneten Bereiche müs- 
sen stoffundurchlässig gemäß den allgemein aner- 
kannten Regeln der Technik nach Wasserrecht be- 
festigt sein. Sind die Flächen nicht überdacht, 
müssen diese mindestens über einen Leichtflüssig- 
keitsabscheider (z. B. nach DIN 1999^) entwässert 
werden.“ 

c) Nummer 3.1 .2.3 ist wie folgt zu fassen: 

„3 .1.2.3 Die Lagerung von vorbehandelten Altfahr- 
zeugen und Restkarossen hat so zu erfol- 
gen, dass eine Verunreinigung des Bodens 
und der Gewässer nicht zu besorgen ist.“ 

d) Nummer 3.1 .2.4 ist wie folgt zu fassen: 

„3. 1.2.4 Batterien sind gesondert in säurebeständi- 
gen Behältern oder auf einer abflusslosen 
und säurebeständigen Fläche zu lagern.“ 

Begründung 
Zu Buchstabe a 

Der Begriff ist im Hinblick auf eine Vereinheitlichung 
des Vollzuges an die wasserrechtlichen Vorschriften 
anzupassen. 

Zu Buchstabe b 

Der Begriff „mineralölundurchlässig“ ist im Hinblick 
auf eine Vereinheitlichung des Vollzuges an die was- 
serrechtlichen Vorschriften anzupassen und durch den 
Begriff „stoffundurchlässig“ zu ersetzen. Dieser Be- 
griff wird in der Muster-Anlagenverordnung (Muster- 
VAwS) vom 8./9. November 1990 in der Fassung vom 
22./23. März 2001 der Länderarbeitsgemeinschaft Was- 
ser (LAWA) in der Anlage 1 „Besondere Anforderun- 
gen an oberirdische Anlagen zum Umgang mit flüssi- 
gen wassergefährdenden Stoffen“ im Zusammenhang 
mit den Anforderungen an die Befestigung und Abdich- 
tung von Bodenflächen (Nummer 1 . 1 des Anhangs) 
definiert und im Weiteren verwendet. 

Die inhaltliche Änderung ist erforderlich, weil aus dem 
letzten Satz der Nummer 3. 1.2. 2 der vorgelegten Fas- 
sung im Umkehrschluss abgeleitet werden könnte, dass 
überdachte Flächen nicht mineralölunduchlässig (stoff- 
undurchlässig) ausgeführt werden müssen. Dieses steht 
im krassen Widerspruch zur VAwS und damit zu den 
wasserrechtlichen Anforderungen. Flächen, auf denen 


mit wassergefährdenden Stoffen umgegangen wird, 
müssen immer die Anforderungen der VAwS erfüllen, 
unabhängig davon, ob sie überdacht sind oder nicht. 

Zu Buchstabe c 

Klarstellung des Gewollten. „Trockengelegte“ Restka- 
rossen müssen nach den Vorschriften des Wasserhaus- 
haltsgesetzes (WHG) und des Bundes-Bodenschutzge- 
setzes (BBodSchG) immer so gelagert werden, dass 
eine Verunreinigung sowohl des Bodens als auch der 
Gewässer (Grundwasser und Oberfiächengewässer) 
nicht zu besorgen ist (Besorgnisgrundsatz). 

Zu Buchstabe d 

Klarstellung des Gewollten. Es ist unklar, wie Batte- 
rien „abflusslos“ gelagert werden sollen. Gemeint ist 
sicherlich, dass die Fläche, auf der die Batterien gela- 
gert werden, abflusslos und säurebeständig sein muss. 

30. Zu Artikel 3 Nr. 14 Buchstabe k Doppelbuchstabe aa 

(Nummer 3.2.2. 1 Satz 1 des Anhangs I zur 
AltfahrzeugV) 

In Artikel 3 Nr. 14 Buchstabe k Doppelbuchstabe aa ist 
in Nummer 3.2.2. 1 Satz 1 der zweite Spiegelstrich wie 
folgt zu fassen: 

den Flüssiggastank nach den Vorgaben des Her- 
stellers sachgerecht behandeln,“ 

F olgeänderungen: 

a) In Artikel 3 Nr. 12 sind in § 11 Nr. 9 die Wörter 
„oder einen Latentwärmespeicher“ und die Wörter 
„oder nicht oder nicht rechtzeitig demontiert“ zu 
streichen. 

b) In Artikel 3 Nr. 14 Buchstabe n Doppelbuchstabe bb 
ist vor dem ersten Spiegelstrich folgender Spiegel- 
strich einzufügen: 

„- den Latentwärmespeicher nach Vorgabe des 
Herstellers,“ 

Begründung 

Der Flüssiggastank besteht aus Stahl. Er enthält mit 
Ausnahme der Gasfüllung keine Stoffe, die die Aufbe- 
reitung und die Verwertung beeinträchtigen. Ein Aus- 
bau des entleerten Flüssiggastanks ist daher nicht 
zwingend erforderlich. Vielmehr ist es im Rahmen der 
Vorbehandlung ausreichend, den Tank nach den Vorga- 
ben des Herstellers zu entleeren bzw. sicherzustellen, 
dass dieser entleert worden ist. Der Tank selbst kann 
dann in der Restkarosse verbleiben und über den 
Schredderprozess dem Stahlrecycling zugeführt wer- 
den. Auf diese Weise werden der Demontageaufwand 
und damit auch die Demontagekosten reduziert. 

31. Zu Artikel 3 Nr. 14 Buchstabe k Doppelbuchstabe aa 

(Nummer 3.2.2. 1 Satz 2 Erster Spiegelstrich des 
Anhangs I zur AltfahrzeugV) 

In Artikel 3 Nr. 14 Buchstabe k Doppelbuchstabe aa ist 
in Nummer 3.2.2. 1 Satz 2 der erste Spiegelstrich wie 
folgt zu fassen: 

Kraftstoffe (dazu zählt auch Flüssiggas für den 
Fahrzeugantrieb),“ 
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Begründung 

Flüssiggas für den Fahrzeugantrieb ist wie Kraftstoff 
zu behandeln. 

32. Zu Artikel 3 Nr. 14 Buchstabe k 
Doppelbuchstaben ec und dd - neu - 

(Nummer 3.2.2. 1 Satz 4, 5 - neu - des Anhangs I zur 
AltfahrzeugV) 

In Artikel 3 Nr. 14 Buchstabe k sind nach Doppelbuch- 
stabe bb folgende Doppelbuchstaben cc und dd anzu- 
fügen: 

,cc) In Satz 4 wird das Wort „Stoffe“ durch das Wort 
„Materialien“ ersetzt. 

dd) Nach Satz 4 wird folgender Satz angefügt: 

„Stoffe, die nach der Allgemeinen Verwaltungs- 
vorschrift zum Wasserhaushaltsgesetz über die 
Einstufung wassergefährdender Stoffe in Wasser- 
gefährdungsklassen (VwVwS, Beilage zum Bun- 
desanzeiger Nummer 98a vom 29. Mai 1999) als 
wassergefährdend eingestuft werden oder einzu- 
stufen sind, sind in dafür zugelassenen Behältern 
unter Beachtung der auf der Grundlage des § 19g 
des Wasserhaushaltsgesetzes erlassenen Verord- 
nungen der Länder zum Umgang mit wasser- 
gefährdenden Stoffen und über Fachbetriebe (An- 
lagenV - VAwS) abzufüllen und zu lagern.“ ‘ 

Begründung 

Klarstellung des Gewollten. Die Anforderungen an die 
Lagerung von Bauteilen und Materialien unterscheiden 
sich von denen an wassergefährdende Stoffe. Während 
bei Bauteilen und Materialien in geeigneter Weise be- 
festigte und überdachte Flächen ausreichen, müssen 
wassergefährdende Stoffe, z. B. Betriebsflüssigkeiten, 
in dafür zugelassenen Behältern gelagert werden. Ein- 
zelheiten hierzu regeln die Anlagenverordnungen der 
Länder (VAwS). 

33. Zu Artikel 3 Nr. 14 Buchstabe 1 

(Nummer 3. 2. 2. 2 Abs. 1 Satz 4 - neu - des Anhangs I 
zur AltfahrzeugV) 

In Artikel 3 Nr. 14 Buchstabe 1 ist der Nummer 3. 2. 2. 2 
Abs. 1 folgender Satz anzufugen: 

„Von Satz 3 kann abgewichen werden, wenn die Rest- 
karossen auf einer stoffundurchlässigen Fläche gela- 
gert werden, die den allgemein anerkannten Regeln 
nach Wasserrecht entspricht.“ 

Begründung 

Verschiedene Demontagebetriebe lagern ihre Restka- 
rossen auf Flächen, die den allgemein anerkannten 
Regeln nach Wasserrecht entsprechen. Diese Flächen 
gewährleisten den Schutz von Boden und Gewässern 
nach Nummer 3. 1.2.3 des Anhangs I. In diesen Fällen 
ist es aus fachlicher Sicht nicht erforderlich, alle Öff- 
nungen zu verschließen, zumal dieses in einigen Fäl- 
len mit einem erheblichen Aufwand verbunden sein 
kann. 


34. Zu Artikel 3 Nr. 14 Buchstabe n Doppelbuchstabe bb 

(Nummer 3. 2. 3. 2 des Anhangs I zur AltfahrzeugV) 

In Artikel 3 Nr. 14 Buchstabe n Doppelbuchstabe bb 
sind in Nummer 3. 2. 3. 2 im vierten Spiegelstrich nach 
dem Wort „Werkstoffe,“ die Wörter „die nach dem 
1 . Juli 2003 in Verkehr gebracht wurden,“ anzufügen. 

Begründung 

Die Stoffbeschränkungen und Kennzeichnungspflich- 
ten gemäß § 8 Abs. 2 gelten nur für Fahrzeuge sowie 
Werkstoffe und Bauteile für diese Fahrzeuge, die nach 
dem 1 . Juli 2003 in Verkehr gebracht werden. 

35. Zu Artikel 3 Nr. 14 Buchstabe o 

(Nummer 3. 2. 3. 3. Satz 1 des Anhangs I zur 
AltfahrzeugV) 

In Artikel 3 Nr. 14 Buchstabe o sind in Anhang I 
Nr. 3. 2. 3. 3. Satz 1 die Wörter „ab- oder ausbauen“ 
durch das Wort „entfernen“ zu ersetzen. 

Begründung 

Mit dem Wort „entfernen“ wird der Text der EU-Richt- 
linie exakt umgesetzt. Dies ist geboten, um Wettbe- 
werbsnachteile zu vermeiden. Der Ausbau bestimmter 
Bauteile stellt nämlich einen unverhältnismäßigen 
Aufwand dar, der über die Forderung der EU-Richt- 
linie nach Entfernung bestimmter Bauteile hinausgeht. 
Bei Glasdächern und Scheiben etwa genügt es, wenn 
diese zertrümmert werden. Glas würde nach dem Aus- 
bau in aller Regel ohnehin zertrümmert und zwecks 
Wiederverwertung eingeschmolzen. 

36. Zu Artikel 3 Nr. 14 Buchstabe o 

(Nummer 3. 2. 3. 3 Satz 1 und 2 des Anhangs I zur 
AltfahrzeugV) 

In Artikel 3 Nr. 14 Buchstabe o ist Nummer 3. 2. 3. 3 wie 
folgt zu ändern: 

a) Satz 1 ist wie folgt zu ändern: 

aa) Nach dem vierten Spiegelstrich ist folgender 
Spiegelstrich einzufügen: 

Reifen,“ 

bb) Der vorletzte Spiegelstrich ist wie folgt zu fas- 
sen: 

große Kunststoffteile wie z. B. Stoßfänger, 
Radkappen und Kühlergrille, wenn die ent- 
sprechenden Materialien beim oder nach 
dem Schreddern nicht in einer Weise ge- 
trennt werden, die eine stoffliche Verwer- 
tung ermöglicht,“ 

cc) Im letzten Spiegelstrich sind vor dem Wort 
„Schreddern“ die Wörter „oder nach dem“ ein- 
zufügen. 

b) In Satz 2 sind nach dem Wort „Reifen“ die Wörter 
„, die verwertet werden sollen,“ einzufügen. 
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Begründung 
Zu Buchstabe a 
Zu Doppelbuchstabe aa 

Die Demontage von Reifen vor dem Schreddern ent- 
spricht dem Stand der Technik. Auf diese Weise wer- 
den große Mengen an sortenreinen Elastomeren ge- 
wonnen, die unmittelbar einer Verwertung zugeführt 
werden können. Daher ist das Zerkleinern von Reifen 
im Schredder und die nachträgliche Abtrennung der 
zerkleinerten Reifen aus den Schredderrückständen ab- 
zulehnen. Hinzu kommt, dass Reifen in der Regel oh- 
nehin für die Entfernung der Bremsflüssigkeit abge- 
nommen werden und dadurch außerdem das Entfernen 
der Auswuchtgewichte erleichtert wird. 

Zu Doppelbuchstabe bb 

Zur Klarstellung des Gewollten wird die Formulierung 
dieses Spiegelstriches an die des Anhangs 1 (Nummer 4, 
3. Spiegelstrich) der EU-Richtlinie über Altfahrzeuge 
angepasst. Ergänzend dazu wird klargestellt, dass die 
Abtrennung nicht nur beim, sondern auch nach dem 
Schreddern zulässig ist, was nach den derzeit vorliegen- 
den Erkenntnissen den Regelfall darstellen wird. Die 
Streichung der Reifen in diesem Spiegelstrich ist eine 
Folgeänderung der Nummer 1. 

Zu Doppelbuchstabe cc 

Durch die Ergänzung wird klargestellt, dass die Ab- 
trennung der Metalle nicht nur beim, sondern auch 
nach dem Schreddern zulässig ist, was nach den derzeit 
vorliegenden Erkenntnissen sowohl bei der Aufberei- 
tung der Schredderleichtfraktion als auch bei der Auf- 
bereitung der Schredderschwerfraktion den Regelfall 
darstellen wird. 

Zu Buchstabe b 

Die demontierten Reifen weisen in vielen Fällen eine 
so gute Qualität auf, dass sie wiederverwendet werden 
können (ein Fahrzeug wird in der Regel nicht entsorgt, 
weil die Reifen abgefahren sind). Daher sind nur die 
Reifen, die nicht wiederverwendet werden können und 
daher verwertet werden sollen, einem Entsorgungs- 
fachbetrieb für Altreifen zu überlassen. Die Altreifen, 
die wiederverwendet werden, können unmittelbar vom 
Demontagebetrieb verkauft werden und tragen damit 
zur Wertschöpfung bei. 

37. Zu Artikel 3 Nr. 14 Buchstabe p Doppelbuchstabe bb 

(Nummer 3.2.4. 1 Satz 6 des Anhangs I zur 
AltfahrzeugV) 

In Artikel 3 Nr. 14 Buchstabe p Doppelbuchstabebb 
sind in Nummer 3.2.4. 1 Satz 6 nach dem Wort „zufüh- 
ren“ die Wörter „und belegen, dass der entsprechende 
Anteil stofflich verwertet wurde“ einzufügen. 

Begründung 

Klarstellung des Gewollten. Ziel der Regelung ist es 
sicherzustellen, dass die ausgebauten oder entfernten 
Bauteile, Materialien oder Betriebsflüssigkeiten auch 
tatsächlich in dem vorgegebenen Umfang verwertet 
werden. Durch die in dem Entwurf gewählte Formulie- 
rung kann der Eindruck entstehen, dass es bereits aus- 


reicht, wenn die vorgegebene Abfallmenge einer Ver- 
wertung(-sanlage) zugeführt wird, unabhängig davon, 
welcher Anteil davon am Ende tatsächlich verwertet 
wird. 

38. Zu Artikel 3 Nr. 14 Buchstabe p Doppelbuchstabe cc 

(Nummer 3.2.4. 1 Satz 8 des Anhangs I zur 
AltfahrzeugV) 

In Artikel 3 Nr. 14 Buchstabe p Doppelbuchstabe cc ist 
die Nummer 3.2.4. 1 Satz 8 wie folgt zu fassen: 

„Altreifen und Batterien dürfen bei der Berechnung 
nach Satz 6 in Ansatz gebracht werden, wenn sie ei- 
nem für die Verwertung dieser Abfälle zertifizierten 
Entsorgungsfachbetrieb überlassen wurden.“ 

Folgeänderung: 

In Artikel 3 Nr. 14 Buchstabe o sind in Nummer 3. 2. 3. 3 
Satz 3 die Wörter „Altreifen-Entsorgungsfachbetrieb“ 
durch die Wörter „für die Verwertung dieser Abfälle 
zertifizierten Entsorgungsfachbetrieben“ zu ersetzen. 

Begründung 

Klarstellung des Gewollten. 

Aus der Begründung der Bundesregierung geht hervor, 
dass diejenigen ausgebauten metallhaltigen Bauteile 
auf die Demontagequote von 10 % anrechenbar sein 
sollen, die einer ordnungsgemäßen nachweisbaren Ver- 
wertung zugeführt werden und nicht bereits durch die 
pauschal angesetzte Verwertungsquote von 70 % für 
metallische Materialien und Bauteile nach Satz 7 er- 
fasst sind. Dies trifft auch für Batterien zu, so dass die 
Nachweiserleichterung, die für Altreifen vorgesehen 
ist, auch für Batterien eingreifen sollte. Batterien ent- 
halten zwar im Wesentlichen Blei, sind aber als Ver- 
bundbauteil zu betrachten, das nicht bei der reinen 
Metallfraktion (70 %) berücksichtigt wurde. 

Der von der Bundesregierung verwendete Begriff 
„Altreifen-Entsorgungsfachbetrieb“ passt infolge der 
Einbeziehung der Batterien nicht mehr. Er ist aber 
auch im Hinblick auf die Verwertung der Altreifen zu 
unspezifisch, da die Zertifizierung eines Entsorgungs- 
fachbetriebs an sechs abfallwirtschaftlichen Tätigkei- 
ten anknüpfen kann (einsammeln, befördern, lagern, 
behandeln, verwerten, beseitigen). Als „Altreifen-Ent- 
sorgungsfachbetrieb“ könnte also auch ein Betrieb 
verstanden werden, der die Altreifen nur transportiert 
oder lagert. Der Antrag dient somit der Klarstellung 
des Gewollten. 

39. Zu Artikel 3 Nr. 14 Buchstabe p Doppelbuchstabe cc 

(Nummer 3.2.4. 1 Satz 10 - neu - des Anhangs I zur 
AltfahrzeugV) 

In Artikel 3 Nr. 14 Buchstabe p Doppelbuchstabe cc ist 
in Nummer 3.2.4. 1 nach Satz 9 folgender Satz einzufü- 
gen: 

„In diesem Fall ist der Nachweis der Erfüllung der 
Pflichten nach Satz 6 von allen beteiligten Betrieben 
gemeinsam zu erbringen und durch einen Sachverstän- 
digen nach § 6 zu überprüfen.“ 
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Begründung 

Das Grundkonzept, das der Altfahrzeug- Verordnung 
für den Nachweis der Verwertungsquoten zu Grunde 
liegt, stellt darauf ab, dass jeder einzelne Betrieb den 
Nachweis für sich allein erbringt. Es ist zu begrüßen, 
dass in dem Anhang nunmehr die Voraussetzungen da- 
für geschaffen werden, dass die Verwertungsquoten 
auch in der „Verwertungskette“ im Rahmen einer hori- 
zontalen und vertikalen Zusammenarbeit erreicht und 
nachgewiesen werden kann. Hierzu ist es jedoch aus 
Sicht des Vollzuges im Hinblick auf eine einfache und 
effektive Kontrolle erforderlich, dass dieser Nachweis 
insgesamt erbracht und überprüft wird. Hierzu dient 
die Ergänzung. 

Anderenfalls bestünde die Gefahr, dass Demontage- 
betriebe, die die Verwertungsziele nicht oder nicht 
vollständig erreicht haben, auf andere Betriebe verwei- 
sen, die den fehlenden Anteil für sie erbracht haben, 
ohne dass dieses in nachvollziehbarer Form belegt 
werden kann. Dieses Problem lässt sich durch einen 
gemeinsamen Nachweis für die Verwertungskette ver- 
meiden, der ganzheitlich von einem einzigen Sachver- 
ständigen überprüft und testiert wird. 

40. Zu Artikel 3 Nr. 14 Buchstabe p Doppelbuchstabe dd 

(Nummer 3.2.4. 1 Abs. 5 Satz 2 - neu - des Anhangs I 
zur Altfahrzeug V) 

In Artikel 3 Nr. 14 Buchstabe p Doppelbuchstabe dd ist 
der Nummer 3.2.4. 1 Abs. 5 folgender Satz anzufügen: 

„In diesem Fall ist der Nachweis der Erfüllung der 
Pflichten nach Satz 6 von allen beteiligten Betrieben 
gemeinsam zu erbringen und durch einen Sachverstän- 
digen nach § 6 zu überprüfen.“ 

Begründung 

Das Grundkonzept, das der Altfahrzeug- Verordnung 
für den Nachweis der Verwertungsquoten zu Grunde 
liegt, stellt darauf ab, dass jeder einzelne Betrieb den 
Nachweis für sich allein erbringt. Es ist zu begrüßen, 
dass in dem Anhang nunmehr die Voraussetzungen da- 
für geschaffen werden, dass die Verwertungsquoten 
auch in der „Verwertungskette“ im Rahmen einer hori- 
zontalen und vertikalen Zusammenarbeit erreicht und 
nachgewiesen werden kann. Hierzu ist es jedoch aus 
Sicht des Vollzuges im Hinblick auf eine einfache und 
effektive Kontrolle erforderlich, dass dieser Nachweis 
insgesamt erbracht und überprüft wird. Hierzu dient 
die Ergänzung. 

Anderenfalls bestünde die Gefahr, dass Demontage- 
betriebe, die die Verwertungsziele nicht oder nicht 
vollständig erreicht haben, auf andere Betriebe verwei- 
sen, die den fehlenden Anteil für sie erbracht haben, 
ohne dass dieses in nachvollziehbarer Form belegt 
werden kann. Dieses Problem lässt sich durch einen 
gemeinsamen Nachweis für die Verwertungskette ver- 
meiden, der ganzheitlich von einem einzigen Sachver- 
ständigen überprüft und testiert wird. 

41. Zu Artikel 3 Nr. 14 Buchstabe q 

(Nummer 3.3.1 Satz 2 des Anhangs I zur AltfahrzeugV) 

In Artikel 3 Nr. 14 Buchstabe q ist Nummer 3.3.1 
Satz 2 zu streichen. 


Begründung 

Es ist nicht nachzuvollziehen, warum im Betriebstage- 
buch die Angaben nur mindestens monatlich zu doku- 
mentieren sind. 

42. Zu Artikel 3 Nr. 14 Buchstabe v 

(Nummer 4.1.2 des Anhangs I zur AltfahrzeugV) 

In Artikel 3 Nr. 14 Buchstabe v ist Nummer 4.1.2 wie 
folgt zu fassen: 

„4. 1 .2 Betreiber von Schredderanlagen müssen, bezo- 
gen auf die Summe des Fahrzeugleergewich- 
tes, vom nichtmetallischen Anteil der Schred- 
derrückstände im Jahresmittel 

a) ab dem 1. Januar 2006 fünf Gewichtspro- 
zent einer Verwertung und 

b) ab dem 1. Januar 2015 fünf Gewichtspro- 
zent einer stofflichen Verwertung und wei- 
tere zehn Gewichtsprozent einer Verwer- 
tung 

zuführen und belegen, dass der entsprechende 
Anteil verwertet wurde. Die Summe des Fahr- 
zeugleergewichtes wird ermittelt aus der 
Summe der Fahrzeugleergewichte, die in den 
Verwertungsnachweisen der einzelnen Restka- 
rossen ausgewiesen sind, die in dem Bezugs- 
jahr von einer Schredderanlage angenommen 
worden sind. 

Wird die Schredderleichtfraktion einer qualifi- 
zierten Aufbereitung zugeführt, kann der Ge- 
wichtsanteil der dabei abgetrennten Metalle bei 
der Berechnung nach Satz 1 in Ansatz gebracht 
werden, wenn diese Metalle einer stofflichen 
Verwertung zugeführt werden. 

Die Anforderungen nach dieser Nummer kön- 
nen auch durch mehrere Schredderanlagen ge- 
meinsam erfüllt werden. In diesem Fall ist der 
Nachweis der Erfüllung der Pflichten nach 
Satz 1 von allen beteiligten Betrieben gemein- 
sam zu erbringen und durch einen Sachverstän- 
digen nach § 6 zu überprüfen.“ 

F olgeänderungen: 

a) Artikel 4 Nr. 3 Buchstabe b ist wie folgt zu ändern: 

aa) In Nummer 1.1 Satz 1 sind die Wörter „drei 
Ausfertigungen“ durch die Wörter „vier Aus- 
fertigungen“ zu ersetzen. 

bb) Der letzte Satz ist zu streichen und durch fol- 
gende Sätze zu ersetzen: 

„Diese Ausfertigung (blau) ist für die Schred- 
deranlage bestimmt. 

Blatt 4 enthält entsprechend folgende Bezeich- 
nung: 

Diese Ausfertigung (weiß) ist für die Annah- 
mestelle/Rücknahmestelle bestimmt.“ 

b) In Artikel 4 Nr. 3 Buchstabe d sind in der Zeile 
„Blatt 3“ die Wörter „Annahme-ZRücknahmestelle“ 
durch „Schredderanlage“ zu ersetzen. Nach dieser 
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Zeile ist eine neue Zeile mit folgendem Wortlaut 
einzufligen: 

„Blatt 4 (Ausfertigung für die Annahme-ZRücknah- 
mestelle) weiß“ 

Begründung 

Das Grundkonzept der Altfahrzeug- Verordnung geht 
bei der Erfüllung und dem Nachweis der Zielvorgaben 
davon aus, dass ab dem 1. Januar 2006 

- der Anteil für die Wiederverwendung und die stoff- 
liche Verwertung von 80 Gewichtsprozent im 
Grundsatz durch eine auf das Fahrzeugleergewicht 
bezogene Wiederverwendung und Verwertung 

— von 70 Gewichtsprozent der metallischen Bau- 
teile und Materialien (= Output von Demontage- 
betrieb und Schredderanlage) und 

- von 10 Gewichtsprozent der nichtmetallischen 
Bauteile, Materialien und Betriebsflüssigkeiten 
(= Output von Demontagebetrieb) 

- und der Anteil für die Wiederverwendung und 
Verwertung von 85 Gewichtsprozent durch die auf 
das Fahrzeugleergewicht bezogene Wiederverwen- 
dung und Verwertung (= 80 Gewichtsprozent, siehe 
oben) sowie die zusätzliche Verwertung von 25 Ge- 
wichtsprozent der insgesamt anfallenden Schred- 
derrückstände 

erreicht werden soll. 

Die erhöhten Quoten ab dem 1. Januar 2015 (85 %/ 
95 %) sollen dadurch erreicht werden, dass ab diesem 
Zeitpunkt anstelle von 25 Gewichtsprozent nunmehr 
75 Gewichtsprozent der insgesamt anfallenden Schred- 
derrückstände einer Verwertung zugeführt werden. 

Dieses Konzept ist in sich nicht schlüssig, weil die Ver- 
wertungsquote des Demontagebetriebes auf das Fahr- 
zeugleergewicht bezogen wird, während die Verwer- 
tungsquote der Schredderanlage auf den Gesamtanfall 
der Schredderrückstände bezogen wird. Ein korrektes 
und nachvollziehbares Ergebnis ergibt sich nur dann, 
wenn die gesamte Verwertungsquote und auch die Ver- 
wertungsquote der Schredderanlage auf das Fahr- 
zeugleergewicht der in diesen Anlagen entsorgten Alt- 
fahrzeuge bezogen wird. Maßgebend ist dabei das 
Leergewicht des Altfahrzeuges, das in den Verwer- 
tungsnachweis eingetragen wird, und nicht das Leerge- 
wicht der Restkarosse, weil auch die Verwertungsquote 
des Demontagebetriebes auf dieses Leergewicht bezo- 
gen wird. Das Leergewicht der Restkarossen (Anla- 
geninput), das im Betrieb stagebuch erfasst wird, kann 
allerdings für Plausibilitätsprüfungen herangezogen 
werden. 

Im Hinblick auf ein in sich widerspruchsfreies, gerech- 
tes und vollziehbares Konzept sind außerdem die fol- 
genden Punkte zu berücksichtigen: 

- Das in dem Entwurf vorgeschlagene Konzept be- 
zieht die Verwertungsquote auf den Anlagenoutput. 
Dabei bleibt völlig unberücksichtigt, wie viele Alt- 
fahrzeuge/Restkarossen tatsächlich in einer Schred- 
deranlage entsorgt worden sind. Das heißt, eine 
Schredderanlage in der wenige Restkarossen ent- 


sorgt worden sind, wird genauso behandelt wie eine 
Schredderanlage, in der ausschließlich Restkaros- 
sen behandelt worden sind. Das Konzept führt da- 
mit zwangsläufig zu einer Übererfüllung der Ziel- 
vorgaben und geht damit deutlich über die ohnehin 
anspruchsvollen Vorgaben und Ziele der EU-Richt- 
linie über Altfahrzeuge hinaus. 

- Die Einbeziehung von Misch- und Sammelschrott 
sowie anderen metallischen Abfällen, die in Schred- 
deranlagen behandelt werden, in die Umsetzung der 
EU-Richtlinie über Altfahrzeuge führt zu einer 
Wettbewerbs Verzerrung für die deutschen Schred- 
deranlagen gegenüber Schredderanlagen in Mit- 
gliedstaaten, in denen ausschließlich die Entsorgung 
von Altfahrzeugen der EU-Richtlinie über Altfahr- 
zeuge unterworfen wird. Sie ist aus Sicht des Um- 
weltschutzes nicht erforderlich, weil durch die Vor- 
gaben der Abfallablagerungsverordnung, die vor 
der nationalen Umsetzung der EU-Richtlinie über 
Altfahrzeuge wirksam wird, sichergestellt ist, dass 
nach dem 31. Mai 2005 unbehandelte Schredder- 
rückstände nicht mehr deponiert werden dürfen. 

- Die Vorgabe, dass bei der Bestimmung der (auf den 
Anlagenoutput bezogenen) Verwertungsquoten zu- 
rückgewonnene und verwertete Metalle nicht in 
Ansatz gebracht werden dürfen, ist zwar in der 
Sache korrekt, führt jedoch zu sehr komplexen 
Bilanzräumen und Berechnungen, weil sowohl der 
Zähler (Anteil der verwerteten Schredderrück- 
stände) als auch der Nenner (Gesamtmenge der 
Schredderrückstände) entsprechend bereinigt wer- 
den müssen. Dabei ist zu berücksichtigen, dass be- 
reits heute die Schredderschwerfraktion in eigen- 
ständigen NE-Metallseparationsanlagen aufbereitet 
wird, die sich auch im benachbarten Ausland befin- 
den. 

- Das Vorgehen bei der Ermittlung der Verwertungs- 
quoten nach dem Änderungsvorschlag ist im Ver- 
gleich hierzu deutlich einfacher, korrekter und ge- 
rechter. 

Die Zielvorgaben von 85 Gewichtsprozent für die Wie- 
derverwendung und die stoffliche Verwertung, die ab 
dem Jahr 2015 erfüllt werden müssen, können mit dem 
vorgelegten Entwurf nicht erreicht werden. Da der ent- 
sprechende Anteil nur bei 80 Gewichtsprozent (= 70 % 
Metall -1-10% nichtmetallische Bauteile/Materialien 
aus den Demontagebetrieben) hegt, müssen zusätzlich 
mindestens 5 Gewichtsprozent des nichtmetallischen 
Anteils der Schredderrückstände, bezogen auf das 
Fahrzeugleergewicht, einer stofflichen Verwertung zu- 
geführt werden. Der Änderungsvorschlag berücksich- 
tigt diesen Zusammenhang. 

In der Begründung wird von einem Metallanteil des 
Kraftfahrzeuges von 75 Gewichtsprozent und einer 
stofflichen Verwertung der Metalle von 97 Prozent aus- 
gegangen. Die Verluste entstehen nach Erkenntnissen 
des Arbeitskreises 16 „Kfz-Recycling“ der Kommis- 
sion „Umwehmanagement und Kreislaufwirtschaft“ 
der Niedersächsischen Landesregierung dadurch, dass 
in der Schredderleicht- und in der Schredderschwer- 
fraktion (nach der NE-Metallseparation) noch gewisse 
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Restmengen an Metallen enthalten sind. Der Metall- 
anteil beträgt nach Einschätzung des Arbeitskreises 
10 bis 15 Gewichtsprozent der Schredderrückstände. 
Das heißt, bezogen auf das Fahrzeugleergewicht wird 
im Mittel ein Metallanteil von 3 Gewichtsprozent nicht 
verwertet, sondern mit den Schredderrückständen be- 
seitigt. Dieses Ergebnis entspricht in etwa den Verlus- 
ten, die in der Begründung zum Altfahrzeug-Gesetz 
angegeben werden. 

Wird nun insbesondere die Schredderleichtfraktion 
einer qualifizierten Aufbereitung in technischen Anla- 
gen zugeführt, wie sie zur Zeit entwickelt werden, und 
werden dabei die Metalle in einer solchen Qualität ab- 
getrennt, dass sie einer stofflichen Verwertung zuge- 
führt werden, wird dadurch der bei der Ermittlung der 
Verwertungsziele berücksichtigte Metallverlust redu- 
ziert. Der entsprechende Gewichtsanteil ist daher bei 
der Ermittlung der Quote für die stoffliche Verwertung 
zu berücksichtigen. 

Für die Ermittlung der Verwertungsquote für die 
Schredderrückstände ist es erforderlich, dass eine 
Durchschrift des Verwertungsnachweises vom Demon- 
tagebetrieb zusammen mit der Restkarosse an die 
Schredderanlage weitergeleitet wird. Dieses wird 
durch die Folgeänderungen (Änderungen in Artikel 4) 
berücksichtigt. 

43. Zu Artikel 3a - neu - (§ 1 Abs. 2 Satz 3 TgV) 

Nach Artikel 3 ist folgender Artikel 3a einzufügen: 

, Artikel 3 a 

Änderung der Transportgenehmigungsverordnung 

Die Transportgenehmigungsverordnung vom 10. 
September 1996 (BGBl. I S. 1411, 1997 I S. 2861), 
zuletzt geändert durch Artikel 4b der Verordnung zur 
Änderung abfallrechtlicher Nachweisbestimmungen 
vom . . . (BGBl. IS... .), wird wie folgt geändert: 

§ 1 Abs. 2 Satz 3 wird wie folgt gefasst: 

„Die Vorschriften dieser Verordnung gelten nicht für 
die Einsammlung und Beförderung von Altfahrzeugen 
im Rahmen der Überlassung von Altfahrzeugen gemäß 
§ 4 Abs. 1 bis 3 der Altfahrzeug- Verordnung vom . . . 
(BGBl. I S. 

Begründung 

Anpassung der TgV an die Altfahrzeug V. 

44. Zu Artikel 3b - neu - 

(Spalte 1 Nr. 1 der Anlage 2 zu § 10 AbfKoBiV) 

Nach Artikel 3a ist folgender Artikel 3b einzufügen: 

, Artikel 3b 

Änderung der Abfallwirtschaftskonzept- und 
Bilanzverordnung 

Die Abfallwirtschaftskonzept- und Bilanzverord- 
nung vom 13. September 1996 (BGBl. I S. 1447, 1997 
I S. 2862), zuletzt geändert durch Artikel 4c der Ver- 
ordnung zur Änderung abfallrechtlicher Nachweisbe- 
stimmungen vom ... (BGBl. I S. ...), wird wie folgt 
geändert: 


In Anlage 2 (zu § 10) ist in Spalte 1 die Nummer 1 wie 
folgt zu fassen: 


Spalte 1 

Spalte 2 

„1. Altfahrzeuge gemäß 
§ 2 Abs. 1 Nr. 2 der 
Altfahrzeug- Verord- 
nung (Abfallschlüs- 
sel 1601 04)“ ‘ 



Begründung 

Anpassung der AbfKoBiV an die AltfahrzeugV. 

45. Zu Artikel 4 Nr. 1 

(§ 27a Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 und Satz 2 StVZO) 

In Artikel 4 Nr. 1 ist § 27a Abs. 1 wie folgt zu ändern: 

a) In Satz 1 Nr. 2 sind die Wörter „unter Angabe der 
Gründe zu erklären, damit die Zulassungsbehörde 
das Fahrzeug endgültig aus dem Verkehr ziehen 
kann“ durch die Wörter „zu erklären und das Fahr- 
zeug endgültig aus dem Verkehr ziehen zu lassen“ 
zu ersetzen. 

b) In Satz 2 sind die Wörter „oder wenn das Fahrzeug 
nach vorübergehender Stilllegung als endgültig aus 
dem Verkehr gezogen gilt“ zu streichen. 

F olgeänderungen: 

a) In Artikel 3 Nr. 4 sind in § 3 Abs. 4 Nr. 5 die Wör- 
ter gegebenenfalls nach endgültiger Zurückzie- 
hung aus dem Verkehr zu streichen. 

b) In Artikel 4 Nr. 2 sind in § 69 a Abs. 2 Nr. 12a die 
Wörter „oder die Erklärung, dass das Fahrzeug 
nicht als Abfall entsorgt wird oder zum Zweck der 
Entsorgung im Ausland verbleibt,“ zu streichen. 

Begründung 

Nach § 27 Abs. 6 Satz 2 StVZO gelten Fahrzeuge nach 
Ablauf von 1 8 Monaten seit der Stilllegung als endgül- 
tig aus dem Verkehr zurückgezogen. Mit Eintritt dieser 
Fiktion hat der Halter keine Pflichten mehr und das 
Fahrzeug wird in den Dateien gelöscht. Es ist dem Zu- 
lassungsrecht fremd, eine Erklärungspflicht an den 
Eintritt dieser gesetzlichen Fiktion zu knüpfen. 

Die Zulassungsbehörden sind nicht in der Lage zu be- 
urteilen, ob die angegebenen Gründe die Annahme 
rechtfertigen, dass das Fahrzeug nicht als Abfall zu 
entsorgen ist. Ferner soll in der Verordnung bewusst 
auf die Überprüfung der Erklärung verzichtet werden, 
indem im neuen Absatz 2 des § 27a nur die Überprü- 
fung des Verwendungsnachweises vorgeschrieben ist. 
Schließlich ist auch nicht beabsichtigt, die vom Halter 
genannten Gründe zu dokumentieren, weil die hierfür 
erforderliche Änderung der Fahrzeugregisterverord- 
nung nicht vorgesehen ist. Bei Beibehaltung der Wör- 
ter „unter Angabe der Gründe“ würde der unzutref- 
fende Eindruck erweckt, dass die Zulassungsbehörden 
für die Überprüfung der ordnungs- und wahrheitsge- 
mäßen Erklärung zuständig sind. 
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Es bedarf eines Antrags eines Verfügungsberechtigten, 
um ein Fahrzeug vor dem Ablauf von 18 Monaten vo- 
rübergehender Stilllegung endgültig aus dem Verkehr 
zu ziehen, daher ist der Wortlaut des § 27a Abs. 1 
Satz 1 Nr. 1 zu belassen. 

46. Zu Artikel 4 Nr. 3 Buchstaben b, d und f 

Doppelbuchstaben bb, ec, ff - neu gg - neu - und 

hh - neu - 

(Muster 12 des Anhangs zu § 27a StVZO) 

Artikel 4 Nr. 3 ist wie folgt zu ändern: 

a) ln Buchstabe b Nr. 1.1 ist das Wort „Verwertungs- 
betrieb“ durch das Wort „Demontagebetrieb“ zu er- 
setzen. 

b) ln Buchstabe d ist in Blatt 2 das Wort „Verwer- 
tungsbetrieb“ durch das Wort „Demontagebetrieb“ 
zu ersetzen. 

c) Buchstabe f ist wie folgt zu ändern: 

aa) ln Doppelbuchstabe bb ist nach Satz 1 folgen- 
der Satz anzufügen: 

,Nach Zeile 1.3 wird eine neue Zeile 1.4 ange- 
fügt mit dem Wortlaut: 

„Angaben zum FahrzeughalterZ-eigentümer 
ganz oder teilweise nicht verfügbar - 1 Leer- 
feld.““ 

bb) Doppelbuchstabe cc ist wie folgt zu fassen: 

,cc) Die bisherige Zeile 2.1 wird durch ein 
5-stelliges Feld mit der Bezeichnung 
„Fahrzeugklasse“, ein 18-stelliges Feld 
mit der Bezeichnung „Fahrzeugmarke“ 
und ein 8-stelliges Feld mit der Bezeich- 
nung „Fahrzeugmodell“ ersetzt. Nach 
Zeile 2.2 wird eine neue Zeile 2.3 einge- 
fügt. Diese enthält ein 10-stelliges Feld 
mit der Bezeichnung „Tag der ersten Zu- 
lassung“, ein 4-stelliges Feld mit der Be- 
zeichnung „Fahrzeugleergewicht gemäß 
§ 2 Nr. 23 Altfahrzeug- Verordnung“ so- 
wie ein 3-stelliges Feld mit der Bezeich- 
nung „Nationalitätskennzeichen“. Nach 
Zeile 2.3 wird eine neue Zeile 2.4 ange- 
fügt mit dem Wortlaut: 

„Angaben zum Fahrzeug ganz oder teil- 
weise nicht verfügbar - 1 Leerfeld“ ‘ 

cc) Nach Doppelbuchstabe ee sind folgende Dop- 
pelbuchstaben ff bis hh anzufügen: 

,ff) In den Abschnitten 1 bis 5 werden jeweils 
das Wort „Verwertungsbetrieb“ durch das 
Wort „Demontagebetrieb“, in den Ab- 
schnitten 1, 2, 3 und 5 jeweils das Wort 
„Annahmestelle“ durch die Angabe „An- 
nahme-ZRücknahmestelle“ und in den 
Abschnitten 3, 4 und 5 jeweils das Wort 
„Zulassungsstelle“ durch das Wort „Zu- 
lassungsbehörde“ ersetzt. 

gg) Nach Zeile 4.9 werden eine Zeile 4.10 
mit der Bezeichnung „Für den Demon- 


tagebetrieb zuständige Genehmigungsbe- 
hörde“, eine neue Zeile 4.11 mit den Feld- 
bezeichnungen „Straße“ und „Hausnr.“ 
sowie eine neue Zeile 4.12 mit den Feld- 
bezeichnungen „PLZ“ und „Ort“ einge- 
fügt. 

hh) Zeile 4.10 wird Zeile 4.13. ‘ 
Begründung 

Redaktionelle Anpassung an die Begriffsdefinitionen 
der Altfahrzeug- Verordnung und den Sprachgebrauch 
nach dem Straßenverkehrsrecht. Die zusätzlichen An- 
gaben in den Zeilen 1.4 und 2.4 sowie zur Genehmi- 
gungsbehörde in den Zeilen 4.10 bis 4.12 entsprechen 
der Entscheidung gemäß Artikel 1 1 Abs. 4 Buchstabe a 
Altfahrzeug-Richtlinie im Hinblick auf die Mindest- 
anforderungen an den Verwertungsnachweis. 

47. Zu Artikel 4 Nr. 3 Buchstabe f Doppelbuchstabe aa 

(Muster 12 des Anhangs zu § 27a StVZO) 

In Artikel 4 Nr. 3 Buchstabe f Doppelbuchstabe aa ist 
nach Satz 2 folgender Satz anzufügen: 

, Ferner wird im Kopfbereich der Seiten 1 bis 3 ein 
10-stelliges Feld mit der Bezeichnung „Kfz-Kennzei- 
chen“ eingefügt.“ 

Begründung 

Es ist unbedingt erforderlich, dass auf allen Seiten des 
Verwertungsnachweises das Kfz-Kennzeichen des 
Fahrzeugs eingetragen wird. Nur so ist die Zuordnung 
einzelner Seiten möglich und die ordnungsgemäße Ge- 
samtheit des Nachweises festzustellen. 

48. Zu Artikel 4 Nr. 3 Buchstabe f Doppelbuchstabe bb 

(Muster 12 des Anhangs zu § 27a StVZO) 

In Artikel 4 Nr. 3 Buchstabe f Doppelbuchstabe bb ist 
nach Satz 1 folgender Satz anzufügen: 

,In der Klammer wird nach dem Wort „Vorname““ ein 
Komma und das Wort „Geburtsdatum““ eingefügt.“ 

Begründung 

Es ist unbedingt erforderlich, das Geburtsdatum des 
Letzthalters zu ergänzen, weil ohne diese Angabe Er- 
mittlungen z. B. nach der aktuellen Wohnanschrift über 
das Einwohnermeldeamt nicht möglich sind. 

49. Zu Artikel 4 Nr. 3 Buchstabe f Doppelbuchstabe ii 
- neu - 

(Muster 12 des Anhangs zu § 27a StVZO) 

In Artikel 4 Nr. 3 ist dem Buchstaben f nach Doppel- 
buchstabe hh folgender Doppelbuchstabe ii anzufügen: 

,ii) Es wird ein neuer Abschnitt 5 mit einem Unter- 
schriftsfeld einschließlich Datums- und Ortsan- 
gabe für den Letzthalter und dem Satz eingefügt: 

„Ich bestätige, das Kraftfahrzeug dem o. a. Betrieb 
nach § 4 Abs. 1 Altfahrzeug- Verordnung überlas- 
sen zu haben.“““ 

Folgeänderung: 

Der bisherige Abschnitt 5 wird Abschnitt 6. 
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Begründung 

Es ist unbedingt erforderlich, den Verwertungsnach- 
weis mit der Unterschrift des Letzthalters zu ergänzen, 
um zu vermeiden, dass der Nachweis ohne Wissen des 
behördlich bekannten Letzthalters von einer anderen 
Person abgegeben wird. 

50. Zu Artikel 5 

(Änderung der Gebührenordnung für Maßnahmen im 
Straßenverkehr) 

Artikel 5 ist wie folgt zu fassen: 

, Artikel 5 

Änderung der Gebührenordnung für Maßnahmen 
im Straßenverkehr 

Die Anlage (zu § 1) der Gebührenordnung für Maß- 
nahmen im Straßenverkehr vom 26. Juni 1970 (BGBl. I 
S. 865, 1098), die zuletzt durch die Verordnung vom 
11. Dezember 2001 (BGBl. I S. 3617) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert: 

In Abschnitt 2 werden in der Gebührennummer 224.3 
und 224.4 jeweils die Wörter „einer Verbleibserklä- 
rung oder“ gestrichen. ‘ 

Begründung 

Die GebOSt wurde zuletzt dureh die 34. Verordnung 
zur Änderung straßenverkehrsrechtlicher Vorschriften 
vom 11. Dezember 2001 (BGBl. I S. 3617) geändert. 

Den Zulassungsbehörden entsteht durch die Entgegen- 
nahme des Verwertungsnachweises, seine Überprüfung 
und Anbringung des Bestätigungsvermerks ein Auf- 
wand, der nach den Grundsätzen des Kostenrechts vom 
Verursacher zu tragen ist. Die Entgegennahme der Be- 
gründung nach § 27a Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 StVZO verur- 
sacht ebenfalls Aufwand bei den Zulassungsbehörden. 
Die im Entwurf vorgesehene Streichung der Gebühren, 
also die Einführung einer Gebührenfreiheit, kann nicht 
akzeptiert werden, da die entstehenden Kosten dann 
von der Allgemeinheit getragen werden müssten. 

5 1 . Zu Artikel 3 (Änderung der Altfahrzeug- Verordnung) 

Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, im weiteren 
Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, ob Regelungen zur 
Dokumentation sowohl für Verwertungsbetriebe als 
auch für Schredderanlagen sowie zur Überprüfung die- 
ser Aufzeichnungen durch Sachverständige in die künf- 
tige Altfahrzeug- Verordnung aufgenommen werden 
können. 

Ziel muss sein, eine möglichst effiziente Struktur - ohne 
unnötigen Verwaltungsaufwand und Kosten - aufzu- 
zeigen, die es im Rahmen der Eigenverantwortung der 
Wirtschaftsbeteiligten ermöglicht, eine Erfolgskon- 
trolle zu führen, wie sie beispielsweise in der Batterie- 
verordnung verankert ist. Dabei sollten die in der 
Verwertungskette anfallenden Informationen zielge- 
richtet zusammengeführt werden, damit auch der nach 
Artikel 9 der Richtlinie 2000/53/EG erforderliche Be- 
richt an die Kommission erstellt werden kann. Darüber 
hinaus sollten die Stellen und Institutionen benannt 
werden, bei denen die Informationen zusammengeführt 
werden. Außerdem wird angeregt, die beim Kraftfahrt- 


bundesamt vorhandenen Datenbestände in die Erfolgs- 
kontrolle einzubeziehen und zur eindeutigen Identifi- 
zierung der Verwerterbetriebe „amtliche“ Betriebsnum- 
mern zu vergeben. 

52. Zu Artikel 3 (Änderung der Altfahrzeug-Verordnung) 

Die Bundesregierung wird gebeten, darauf hinzuwir- 
ken, dass die Verabschiedung des zu novellierenden An- 
hangs II zu Artikel 4 Nr. 2 der Richtlinie 2000/53/EG 
über Altfahrzeuge durch die EU-Kommission zügig er- 
folgt. 

Dieser Anhang wird zurzeit gemäß Artikel 4 Nr. 2 
Buchstabe c bereits von der EU-Kommission überar- 
beitet. Ziel dabei ist, sachgerechte Ausnahmen von 
Stoffverboten für Werkstoffe und Bauteile von Fahr- 
zeugen zu definieren, um eine Beeinträchtigung der 
Produktion zu vermeiden. 

53. Zu Artikel 3 (Änderung der Altfahrzeug-Verordnung) 

Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, innerhalb 
eines Jahres mit Zustimmung des Bundesrates eine all- 
gemeine Verwaltungsvorschrift zu erlassen, aus der 
eindeutig hervorgeht, unter welchen Voraussetzungen 
der Einsatz von Abfällen aus der Vorbehandlung und 
Behandlung von Altfahrzeugen sowie der Behandlung 
von Restkarossen als stoffliche oder energetische Ver- 
wertung anzuerkennen ist. Diese Voraussetzungen sind 
kontinuierlich fortzuschreiben. 

Entscheidende Voraussetzung für den Vollzug der Alt- 
fahrzeug-Verordnung und die Ermittlung bzw. Über- 
prüfung der differenzierten Zielvorgaben (Verwer- 
tungsquoten) ist die bundeseinheitliche Vorgabe, unter 
welchen Voraussetzungen der Einsatz von Abfällen aus 
der (Vor-)Behandlung von Altfahrzeugen und der Be- 
handlung von Restkarossen als stoffliche oder energe- 
tische Verwertung anzuerkennen ist. Diese Entschei- 
dung darf nicht in das Ermessen der Vollzugsbehörden 
oder der Sachverständigen gestellt werden, weil in An- 
betracht der Komplexität der Fragestellung und der 
durchaus gegebenen Möglichkeit, sie in Einzelfällen 
unterschiedlich zu beantworten, eine Flut von Streitfäl- 
len entstehen würde. Diese lassen sich nur durch die 
bundeseinheitliche Vorgabe vermeiden, z. B. wann der 
Einsatz von Kunststoffen in einem bestimmten Verfah- 
ren als stoffliche Verwertung und wann als energeti- 
sche Verwertung anzusehen ist. Nach Artikel 84 Abs. 2 
des Grundgesetzes kann die Bundesregierung mit Zu- 
stimmung des Bundesrates entsprechende allgemeine 
Verwaltungsvorschriften erlassen. 

54. Zu Artikel 3 (Änderung der Altfahrzeug- Verordnung) 

Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, im Rahmen 
der Notifizierungsverfahren darauf zu achten und si- 
cherzustellen, dass die Umsetzung der EU-Richtlinie 
über Altfahrzeuge in den anderen Mitgliedstaaten in 
vollem Umfang dem Inhalt dieser Richtlinie entspricht 
und Vorgaben enthält, die denen der Altfahrzeug- Ver- 
ordnung entsprechen. Dieses betrifft insbesondere die 
Einhaltung der differenzierten Verwertungsquoten 
(stoffliche und energetische Verwertung), die Anforde- 
rungen an die technische Ausstattung der Betriebe, den 
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Nachweis der erbrachten Leistungen und die Sanktio- 
nen für die Nichteinhaltung der Vorgaben. 

Wettbewerbsnachteile für die deutschen Automobil- 
hersteller und die deutsche Entsorgungswirtschaft 
durch die nationale Umsetzung der EU-Richtlinie über 
Altfahrzeuge lassen sich nämlich nur dann vermeiden, 
wenn die hohen Anforderungen, die diese Richtlinie 
stellt, in allen Mitgliedstaaten einheitlich umgesetzt 
werden. Nur vergleichbare Standards führen zu ver- 
gleichbaren Kosten. Würde von diesem Prinzip abge- 
wichen, käme es zu einer erheblichen Wettbewerbsver- 
zerrung, weil die Automobilhersteller, die in den 
Mitgliedstaaten ansässig sind, die die Richtlinie nur 
unzureichend umsetzen, finanziell weniger stark belas- 
tet werden als Hersteller, die ihren Sitz in der Bundes- 
republik Deutschland haben. 

55. Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, im weiteren 
Gesetzgebungsverfahren oder alternativ in einem ge- 
sonderten Verfahren zeitnah zum Inkrafttreten des Alt- 
fahrzeug-Gesetzes die erforderlichen Regelungen zu 
erlassen, die den Fahrzeugherstehern eine effektive 
Kontrolle der herstellerseitigen Rücknahmeverpflich- 
tung für Altfahrzeuge ihrer Marke ermöglicht. 

Der Gesetzentwurf beinhaltet in der vorliegenden Fas- 
sung bereits einige notwendige Regelungen, die die 
Missbrauchsmöglichkeiten zu Lasten der Hersteller 
einschränken. Eine erhebliche Lücke besteht jedoch 
darin, dass der Entwurf den Herstellern keine Möglich- 
keit einräumt, um kontrollieren zu können, ob Altfahr- 
zeuge, die sie vom Letzthalter zurückgenommen haben, 
endgültig stillgelegt worden sind. Für die Erfassung 
und Übermittlung der hierfür erforderlichen Daten 
müssen die entsprechenden Rechtsgrundlagen geschaf- 


fen werden. Nur so ist eine effektive Kontrolle der 
Kostenerstattung für die von den Herstellern unentgelt- 
lich zurückgenommenen Altfahrzeuge und damit die 
Verhinderung von Missbrauch möglich. 

Im Rahmen von vertraglichen Vereinbarungen der 
Hersteller mit den Demontagebetrieben können zwar 
Kontrollmöglichkeiten geschaffen werden. Diese kön- 
nen jedoch nicht umfassend und vollständig sein und 
erlauben lediglich Stichprobenkontrollen. Sie können 
eine einheitliche und systematisierte Kontrolle auf der 
Grundlage gesetzlich erhobener Daten nicht ersetzen. 
Da der vorliegende Entwurf zu erheblichen Belastun- 
gen der Automobilindustrie führt, müssen ihr die not- 
wendigen Kontrollinstrumentarien durch ein rechts- 
sicheres und klares Verfahren zur Verfügung gestellt 
werden. Die in diesem Zusammenhang erfassten Daten 
können außerdem für das nach der EU-Richtlinie über 
Altfahrzeuge vorgeschriebene Monitoring und für die 
Kontrolle der Betriebe durch die zuständigen Überwa- 
chungsbehörden genutzt werden. 

Die hierfür erforderlichen Voraussetzungen können 
durch eine Änderung des Straßenverkehrsgesetzes 
(StVG) und der Fahrzeugregisterverordnung geschaf- 
fen werden. Ziel muss es sein, bestimmte Daten bei der 
Fahrzeugabmeldung zu erfassen (z. B. Nummer des 
Demontagebetriebes, Datum der endgültigen Still- 
legung, Fahrzeugidentitätsnummer), diese von den 
Zulassungsbehörden an das Kraftfahrt-Bundesamt zu 
übermitteln und den Inhabern von Betriebserlaubnissen 
für Fahrzeuge oder den Fahrzeugherstehern den Zugriff 
auf diese Daten zu ermöglichen. Darüber hinaus kann 
auch den Überwachungsbehörden der Zugriff auf die 
für die Überwachung der Demontagebetriebe erforder- 
lichen Daten ermöglicht werden. 
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Gegenäußerung der Bundesregierung 


Die Bundesregierung äußert sich zur Stellungnahme des 
Bundesrates wie folgt: 

Zu Nummer 1 (Artikel 3 Nr. 3 Buchstabe a - § 2 Abs. 1 
Nr. 5 AltfahrzeugV) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 

Die Empfehlung dient der Klarstellung des Gewollten und 
ist entsprechend begründet. 

Zu Nummer 2 (Artikel 3 Nr. 3 Buchstabe a - § 2 Abs. 1 
Nr. 6 AltfahrzeugV) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 

Die Empfehlung dient der Klarstellung des Gewollten und 
ist entsprechend begründet. 

Zu Nummer 3 (Artikel 3 Nr. 3 Buchstabe a - § 2 Abs. 1 
Nr. 10 AltfahrzeugV) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 

Die Empfehlung dient durch den Klammerzusatz gemäß 
Buchstabe b der Klarstellung des Begriffs „stoffliche Ver- 
wertung“ im Hinblick darauf, dass auch die rohstoffliche 
Verwertung der stofflichen Verwertung zuzurechnen ist. Der 
erklärende Klammerzusatz zum Begriff „ursprünglichen 
Zweck“ kann deshalb entfallen. 

Zu Nummer 4 (Artikel 3 Nr. 3 Buchstabe a - § 2 Abs. 1 
Nr. 15 AltfahrzeugV) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 

Die Empfehlung dient der Klarstellung in der Definition des 
Begriffs „Rücknahmestelle“ im Hinblick auf den Tätig- 
keitsbereich entsprechend den Vorgaben nach Anhang I 
Nummer 2.4 zur AltfzV. In Annahmestellen und Rücknah- 
mestellen ist danach eine Behandlung von Altfahrzeugen 
unzulässig. 

Zu Nummer 5 (Artikel 3 Nr. 3 Buchstabe a - § 2 Abs. 1 
Nr. 16 AltfahrzeugV) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 

Die Empfehlung dient der Klarstellung, vgl. Begründung. 

Zu Nummer 6 (Artikel 3 Nr. 3 Buchstabe a - § 2 Abs. 1 
Nr. 16 AltfahrzeugV) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 

Die Empfehlung dient der Klarstellung, dass auch Demon- 
tagebetriebe Altfahrzeuge annehmen können. 

Zu Nummer 7 (Artikel 3 Nr. 3 Buchstabe a - § 2 Abs. 1 
Nr. 23 - neu - AltfahrzeugV) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag mit folgender 
Maßgabe zu Folgeänderung c zu: 

„In Artikel 3 Nr. 14 Buchstabe p Doppelbuchstabe cc wird 
in Nr. 3.2.4. 1 Satz 7 das Wort „oder“ durch ein Komma er- 


setzt sowie nach dem Wort „Ersatzteile“ die Wörter „oder 
Kraftstoffe“ eingefügt.“. 

Entsprechend der Begründung dient die Empfehlung einer 
detaillierten Unterscheidung des jeweils in Ansatz zu brin- 
genden Gewichts eines Altfahrzeugs in Bezug auf die jewei- 
ligen Angaben zum Leergewicht bei Fahrzeugen der Klas- 
sen Mj und Nj. 

Zu Nummer 8 (Artikel 3 Nr. 3 Buchstabe c - § 2 Abs. 2 
Nr. 2 AltfahrzeugV) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 

Die Empfehlung dient der Klarstellung des Gewollten im 
Hinblick auf den Überprüfungsumfang und den Nachweis 
bei Ausstellung des Überwachungszertifikats für Entsor- 
gungsfachbetriebe, wenn diese als anerkannt im Sinne von 
§ 2 Abs. 2 AltfzV gelten sollen. 

Zu Nummer 9 (Artikel 3 Nr. 4 - § 3 Abs. 1 Satz 2 
AltfahrzeugV) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 

Die Empfehlung dient der Klarstellung des Gewollten, dass 
auch von einem Hersteller hierzu bestimmte Demontagebe- 
triebe in das Rücknahmenetz integriert werden können. 

Zu Nummer 10 (Artikel 3 Nr. 4 - § 3 Abs. 2 Satz 2 - neu - 
AltfahrzeugV) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 

Durch diese Ergänzung wird sichergestellt, dass die Rege- 
lung in § 3 Abs. 2 AltfzV nicht ins Leere läuft. 

Zu Nummer 11 (Artikel 3 Nr. 4 - § 3 Abs. 3 Satz 1 
AltfahrzeugV) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 

Die Empfehlung dient der Klarstellung, dass auch Demon- 
tagebetriebe zur Erreichung der erforderlichen Flächende- 
ckung mit einbezogen werden können. 

Zu Nummer 12 (Artikel 3 Nr. 4 - § 3 Abs. 3 Satz 3 - neu - 
AltfahrzeugV) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 

Die Empfehlung dient der Konkretisierung im Hinblick auf 
die für den Letzthalter zumutbare Entfernung zwischen sei- 
nem Wohnsitz und der nächstgelegenen Rückgabemög- 
lichkeit und schafft zugleich für die betroffenen Hersteller 
bundeseinheitliche Anforderungen, die ansonsten durch ent- 
sprechend koordiniertes Verwaltungshandeln der Länder 
getroffen werden müssten. 

Zu Nummer 13 (Artikel 3 Nr. 4 - § 3 Abs. 4 Nr. 2 
AltfahrzeugV) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 

Durch diese Empfehlung werden die in der Begründung be- 
schriebenen Missbrauchsmöglichkeiten zu Lasten der Her- 
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Steller deutlich verringert. Andererseits werden Letzthalter 
ihr Altfahrzeug nicht mehr unentgeltlich zurückgeben kön- 
nen, wenn dieses vor der Stilllegung weniger als einen Mo- 
nat zugelassen war. Dies trifft aber nur in Ausnahmefällen 
zu, so dass diese Regelung insgesamt zum Schutz vor Miss- 
brauch verhältnismäßig ist. 

Zu Nummer 14 (Artikel 3 Nr. 4 - § 3 Abs. 4 Nr. 3 
AltfahrzeugV) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 

Die Empfehlung dient der Klarstellung entsprechend der 
Begründung. 

Zu Nummer 15 (Artikel 3 Nr. 4 - § 3 Abs. 4 Nr. 3 
AltfahrzeugV) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 

Die Empfehlung ist eine sachgerechte Ergänzung bei der 
Aufzählung der wesentlichen Komponenten eines Fahr- 
zeugs. 

Zu Nummer 16 (Artikel 3 Nr. 4 - § 3 Abs. 4 Nr. 6 - neu - 
und Nr. 7 - neu - AltfahrzeugV) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag mit folgender 
Maßgabe zu: 

1 . In Buchstabe d wird die Änderung wie folgt eingeleitet: 
„Nach Nummer 5 wird folgende Nummer 6 angefügt:“ 

2. Nummer 6 wird gestrichen. 

3. Nummer 7 wird Nummer 6 und wird wie folgt geändert: 

Nach dem Wort „serienmäßig“ werden die Worte „und 
nicht“ eingefügt. 

Zur Streichung der Nummer 6: 

Die Altfahrzeug-Richtlinie sieht für die von dieser Aus- 
nahme erfassten Unfallfahrzeuge keine entsprechende Be- 
stimmung vor. Weder der Wortlaut noch die Auslegung 
nach Sinn und Zweck der Richtlinie lassen deshalb diesen 
Ausschluss von der unentgeltlichen Rücknahme zu. Eine 
solche Ausnahme wäre auch sachlich nicht gerechtfertigt. 
Gerade bei älteren Fahrzeugen führt ein Unfallschaden häu- 
fig zu der Feststellung eines wirtschaftlichen Totalschadens. 
Die kostenlose Rückgabemöglichkeh für den Letzthalter 
würde daher in vielen Fällen ausgehöhlt. 

Darüber hinaus dürfte es in der Praxis zu Schwierigkeiten 
bei der Anwendung dieser Vorschrift kommen, da nicht klar 
ist, wer die Beweislast zu tragen hat. Den Herstellern wird 
insofern ein zu großer, rechtlich nicht hinreichend bestimm- 
ter Ermessensspielraum eingeräumt, um sich ihrer Pflicht 
zur unentgeltlichen Rücknahme zu entziehen. 

Zur Änderung der Nummer 7: 

Die Bundesregierung teilt die in der Begründung des Bun- 
desrates dargelegte Auffassung, dass die hier bestimmten 
Fahrzeuge, die nicht serienmäßig und nicht im einstufigen 
Verfahren hergestellt und genehmigt wurden, aus Gründen 
der Verhältnismäßigkeit nicht unentgeltlich zurückgenom- 
men werden müssen. Die von der Bundesregierung für er- 


forderlich gehaltene Ergänzung dient der Klarstellung des 
Gewollten. 

Zu Nummer 17 (Artikel 3 Nr. 4 - § 3 Abs. 6 Satz 1 
AltfahrzeugV) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 

Die Einbeziehung der zu Kfz- Werkstätten vergleichbaren 
gewerblichen Einrichtungen bei der Verpflichtung zur 
Rücknahme von Altteilen, die bei Reparaturen von Pkw an- 
fallen, ist eine sachgerechte Ergänzung und schafft zugleich 
einheitliche Wettbewerbsbedingungen für die beteiligten 
Akteure. 

Zu Nummer 18 (Artikel 3 Nr. 5 Buchstabe e - neu -; § 4 
Abs. 5 - neu - AltfahrzeugV) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag mit der Maß- 
gabe zu, dass die Angabe „vom 10. September 1996 (BGBl. 
1996 I S. 1382, 1997 I S. 2860)“ gestrichen wird. 

Die entsprechende Regelung ist bereits für die AltautoV in 
der NachweisV vorgesehen worden, so dass die in Rede ste- 
henden Ausnahmen in Bezug auf die AltfahrzeugV folge- 
richtig sind. Es ist sachgerecht, die gewollte Ausnahme im 
Rahmen einer dynamischen Verweisung auf die Nachweis- 
verordnung zu fassen. 

Zu Nummer 19 (Artikel 3 Nr. 5 Buchstabe d - § 4 Abs. 4 
Satz 4 AltfahrzeugV) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 

Die Empfehlung dient der Klarstellung und ist sachgerecht 
begründet. 

Zu Nummer 20 (Artikel 3 Nr. 6 Buchstabe a - § 5 Abs. 3 
Satz 3 und 4 AltfahrzeugV) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 

Die Empfehlung dient der besseren Vollziehbarkeit und gibt 
klare Vorgaben zur Erteilung der Bescheinigung in Anleh- 
nung an die Bestimmungen der Entsorgungsfachbetriebe- 
Verordnung. 

Zu Nummer 21 (Artikel 3 Nr. 6 Buchstabe a - § 5 Abs. 3 
Satz 5 AltfahrzeugV) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 

Die Empfehlung dient der Klarstellung, dass auch die Ein- 
haltung der Verwertungsquoten durch den Sachverständigen 
zu überprüfen ist. 

Zu Nummer 22 (Artikel 3 Nr. 6 Buchstabe a - § 5 Abs. 3 
Satz 9 Nr. 3 - neu - AltfahrzeugV) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 

Die in Rede stehende Ergänzung bei der Berücksichtigung 
von Überprüfungen nach dem Wasserrecht ist sachgerecht 
und kann Doppelprüfungen vermeiden, wenn das gerecht- 
fertigt erscheint. 

Zu Nummer 23 (Artikel 3 Nr. 7 - § 6 Nr. 3 AltfahrzeugV) 

Die Bundesregierung kann dem Vorschlag zustimmen, auch 
wenn die in Rede stehende Streichung dieser Zulassungs- 
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Voraussetzung bei persönlich qualifizierten Sachverständi- 
gen durch von der Trägergemeinschaft für Akkreditierung 
akkreditierte Zertifizierungsstellen auf Grund der bisherigen 
Erfahrungen nicht erforderlich erscheint. 

Zu Nummer 24 (Artikel 3 Nr. 8 - § 7 Abs. 2a - neu - 
AltfahrzeugV) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag mit folgender 
Maßgabe zu: 

In Absatz 2a Satz 1 werden die Worte „dem Umweltbundes- 
amt“ durch die Worte „einer von den Ländern einzurichten- 
den gemeinsamen Stelle“ ersetzt. 

Diese Empfehlung einer erweiterten Mitteilungspflicht der 
Sachverständigen, um jeweils aktualisierte Listen der aner- 
kannten Demontagebetriebe, Schredderanlagen und sonsti- 
gen Anlagen zur weiteren Behandlung zu erhalten, hegt im 
Vollzugsinteresse der Länder, wie dies auch zutreffend in 
der Begründung zum Ausdruck kommt. Es ist deshalb sach- 
gerecht, wenn auch die Länder wegen ihrer Vollzugskompe- 
tenz eine gemeinsame, zentrale Stelle für die in Absatz 2a 
bezeichneten Aufgaben in eigener Regie einrichten. Die 
durch die Zuweisung der in Rede stehenden Aufgaben an 
eine zentrale Stelle verfolgte Kosteneffizienz wird auch mit 
Einrichtung dieser Stelle durch die Länder erreicht. 

Zu Nummer 25 (Artikel 3 Nr. 9 - § 8 Abs. 2 Satz 2 
AltfahrzeugV) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 

Die Empfehlung schafft eine wesentliche Verfahrensverein- 
fachung bei der Umsetzung und Anwendung von Änderun- 
gen des Anhangs II der Altfahrzeug-RL in nationales Recht, 
bei denen ohnehin kein Ermessensspielraum für die Mit- 
gliedstaaten besteht. Der bezweckte dynamische Verweis 
auf die jeweils geltende Fassung des Anhangs II trägt dieser 
Sach- und Rechtslage Rechnung und wird von der Bundes- 
regierung unterstützt. 

Zu Nummer 26 (Artikel 3 Nr. 12 - § 1 1 Nr. 7a - neu - 
AltfahrzeugV) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 

Die Empfehlung verbessert die Durchsetzungs- und Sank- 
tionsmöglichkeiten der Behörden, wenn ein Altfahrzeug 
nicht ordnungsgemäß einer Verwertung zugeführt wird. 

Zu Nummer 27 (Artikel 3 Nr. 14 Buchstabe d - 

Nummer 2.2.1, Satz 2 des Anhangs I zur 
AltfahrzeugV) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 

Redaktionelle Anpassung an die einschlägigen Bestimmun- 
gen des Wasserrechts. 

Zu Nummer 28 (Artikel 3 Nr. 14 Buchstabe e - 
Nummer 2.3 des Anhangs I zur 
AltfahrzeugV) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 

Redaktionelle Klarstellung im Hinblick auf den Dokumen- 
tationsumfang im Betriebstagebuch. 


Zu Nummer 29 (Artikel 3 Nr. 14 Buchstabe h - 

Nummern 3. 1.2.1, 3. 1.2.2, 3. 1.2.3, 3. 1.2.4 
des Anhangs I zur AltfahrzeugV) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 

Redaktionelle Anpassung und Klarstellung des Gewollten 
im Hinblick auf die bestehenden wasserrechtlichen Vor- 
schriften. 

Zu Nummer 30 (Artikel 3 Nr. 14 Buchstabe k 

Doppelbuchstabe aa - Nummer 3.2.2. 1 
Satz 1 des Anhangs I zur AltfahrzeugV) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 

Sachgerechte Anforderungen zur Behandlung von Flüssig- 
keitstanks. 

Zu Nummer 31 (Artikel 3 Nr. 14 Buchstabe k 

Doppelbuchstaben aa - Nummer 3.2.2. 1 
Satz 2 erster Spiegelstrich des Anhangs 1 
zur AltfahrzeugV) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 
Sachgerechte Klarstellung im Klammerzusatz. 

Zu Nummer 32 (Artikel 3 Nummer 14 Buchstabe k 
Doppelbuchstaben cc und dd - neu 
Nummer 3.2.2. 1 Satz 4, 5 - neu - des 
Anhangs I zur AltfahrzeugV) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag mit folgender 
Maßgabe zu: 

In Artikel 3 Nr. 14 Buchstabe k werden nach Doppelbuch- 
stabe bb folgende Doppelbuchstaben cc und dd angefügt: 

„cc) In Satz 4 wird das Wort „Stoffe“ durch das Wort „Ma- 
terialien“ ersetzt. 

dd) Nach Satz 4 wird folgender Satz angefügt: 

„Stoffe, die nach der Allgemeinen Verwaltungsvor- 
schrift zum Wasserhaushaltsgesetz über die Einstu- 
fung wassergefährdender Stoffe in Wassergefähr- 
dungsklassen (VwVwS, BAnz. Nr. 98a vom 29. Mai 
1999) als wassergefährdend eingestuft werden oder 
eingestuft sind, sind in dafür zugelassenen Behältern 
unter Beachtung der erlassenen Verordnungen der 
Länder zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen 
und über Fachbetriebe (AnlagenV - VAwS) abzufüllen 
und zu lagern.“ 

Es handelt sich um eine sachgerechte Klarstellung des Ge- 
wollten mit ergänzender Berücksichtigung von Anforderun- 
gen für wassergefährdende Stoffe nach den geltenden Be- 
stimmungen des Wasserrechts. 

Zu Nummer 33 (Artikel 3 Nr. 14 Buchstabe 1 - 

Nummer 3. 2. 2. 2 Abs. 1 Satz 4 - neu - des 
Anhangs I zur AltfahrzeugV) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 

Die Empfehlung erleichtert die generellen Anforderungen 
zur Lagerung von Restkarossen, wenn diese auf einer stoff- 
undurchlässigen Fläche nach den Vorgaben des Wasser- 
rechts gelagert werden. 
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Zu Nummer 34 (Artikel 3 Nr. 14 Buchstabe n 

Doppelbuchstabe bb - Nummer 3. 2. 3. 2 
des Anhangs 1 zur Altfahrzeug V) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 

Klarstellung unter Berücksichtigung der Anforderungen der 
Altfahrzeug-RL . 

Zu Nummer 35 (Artikel 3 Nr. 14 Buchstabe o - 

Nummer 3. 2. 3. 3 Satz 1 des Anhangs 1 zur 
AltfahrzeugV) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 

Redaktionelle Klarstellung unter Berücksichtigung der Vor- 
gaben aus der Altfahrzeug-RL. 

Zu Nummer 36 (Artikel 3 Nr. 14 Buchstabe o - 

Nummer 3. 2. 3. 3 Satz 1 und 2 des Anhangs 
1 zur AltfahrzeugV) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 

Es handelt sich i. W. um Klarstellungen des Gewollten im 
Hinblick auf technische Anforderungen zum Ausbau und/ 
oder späterer Trennung bestimmter Bauteile, Stoffe oder 
Materialien unter Berücksichtigung des Standes der Technik 
bei der Verwertung bestimmter Stoffströme. 

Zu Nummer 37 (Artikel 3 Nr. 14 Buchstabe p 

Doppelbuchstabe bb - Nummer 3.2.4. 1 
Satz 6 des Anhangs I zur AltfahrzeugV) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 

Klarstellung des Gewollten im Hinblick auf eine Präzisie- 
rung zum Nachweis der entsprechenden Verwertungsquo- 
ten. 

Zu Nummer 38 (Artikel 3 Nr. 14 Buchstabe p 

Doppelbuchstabe cc - Nummer 3.2.4. 1 
Satz 8 des Anhangs I zur AltfahrzeugV) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 

Bei Batterien wird zur Erfüllung bestimmter Verwertungs- 
pflichten wie bei Altreifen eine Nachweiserleichterung er- 
stattet. Gemäß den Ausführungen in der Begründung er- 
scheint dies sachgerecht. 

Zu Nummer 39 (Artikel 3 Nr. 14 Buchstabe p 

Doppelbuchstabe cc - Nummer 3.2.4. 1 
Satz 10 - neu - des Anhangs I zur 
AltfahrzeugV) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 

Konkretisierung der Anforderungen an die Nachweisfüh- 
rung der verwerteten Stoffströme, wenn mehrere Betriebe 
gemeinsam die Verwertungsquoten erfüllen. 

Zu Nummer 40 (Artikel 3 Nr. 14 Buchstabe p 

Doppelbuchstabe dd - Nummer 3.2.4. 1 
Abs. 5 Satz 2 - neu - des Anhangs I zur 
AltfahrzeugV) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 

Siehe Anmerkungen zu Nummer 39. 


Zu Nummer 41 (Artikel 3 Nr. 14 Buchstabe q - 

Nummer 3.3.1 Satz 2 des Anhangs I zur 
AltfahrzeugV) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 

Sachgerechte Klarstellung zur Führung des Betriebstage- 
buchs. 

Zu Nummer 42 (Artikel 3 Nr. 14 Buchstabe v - 
Nummer 4. 1 .2 des Anhangs I zur 
AltfahrzeugV) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag mit der Maß- 
gabe zu, dass als Folgeänderung in der Bußgeldvorschrift 
des § 11 Nr. 15 AltfahrzeugV-E (Artikel 3 Nr. 12 Altfahr- 
zeugG-E) nach dem Wort „Verwertung“ die Worte „ oder der 
stofflichen Verwertung“ eingefügt und nach dem Wort „zu- 
führt“ die Worte „oder nicht belegt, dass der entsprechende 
Anteil verwertet wurde“ angefügt werden. 

Diese Empfehlung sieht eine Alternative zu der von der 
Bundesregierung vorgeschlagenen Verwertungsquoten für 
Schredderrückstände vor. Danach werden die Verwertungs- 
quoten nicht mehr auf den Gesamtanfall der Schredderrest- 
fraktionen - unabhängig vom Input - bezogen, sondern auf 
den Altauto-spezifischen Input der jeweiligen Schredderan- 
lage. Dies macht einen im Vorschlag des Bundesrates be- 
rücksichtigten deutlich höheren Dokumentations- und Über- 
prüfungsaufwand erforderlich und könnte die mit der 
Empfehlung letztlich bezweckte Kostenreduzierung mögli- 
cherweise kompensieren. Da die beteiligten Wirtschafts- 
kreise allerdings diesem Vorschlag der Länder offenbar den 
Vorzug geben, kann die Bundesregierung dem zustimmen. 

Beide Alternativen erfüllen die Vorgaben der Altfahrzeug- 
RL. 

Die als Maßgabe gefasste Folgeänderung der Bußgeldvor- 
schrift ist notwendig, um der Änderung des Bezugsobjekts 
in der verwaltungsrechtlichen Vorschrift zu entsprechen. 

Zu Nummer 43 (Artikel 3a - neu - § 1 Abs. 2 Satz 3 TgV) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag mit folgender 
Maßgabe zu: 

„Nach Artikel 3 wird folgender Artikel 3a eingefügt: 

Artikel 3 a 

Änderung der Transportgenehmigungsverordnung 

Die Transportgenehmigungsverordnung vom 10. Septem- 
ber 1996 (BGBl. I S. 1411, 1997 I S. 2861), zuletzt geändert 
durch Artikel 4b der Verordnung vom . . . [einfügen: Datum 
des Inkrafttretens der Verordnung zur Änderung abfallrecht- 
licher Nachweisbestimmungen] (BGBl. I S. ... [einfügen: 
Fundstelle dieser Verordnung]), wird wie folgt geändert: 

§ 1 Abs. 2 Satz 3 wird wie folgt gefasst: 

„Die Vorschriften dieser Verordnung gehen nicht für die 
Einsammlung und Beförderung von Altfahrzeugen im Rah- 
men der Überlassung von Altfahrzeugen gemäß § 4 Abs. 1 
bis 3 der Altfahrzeug-Verordnung vom ... (BGBl. I S. ...).“ 

Mit dieser Empfehlung werden die Bestimmungen der 
Transportgenehmigungsverordnung (TgV) an die Altfahr- 
zeugV angepasst. 
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Zu Nummer 44 (Artikel 3b - neu Spalte 1 Nr. 1 der 
Anlage 2 zu § 10 AbfKoBiV) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag mit folgender 
Maßgabe zu: 

„Nach Artikel 3a wird folgender Artikel 3b eingefügt: 

Artikel 3b 

Änderung der Abfallwirtschaftskonzept- und 
Bilanzverordnung 

Die Abfallwirtschaftskonzepts- und Bilanzordnung vom 
13. September 1996 (BGBl. I S. 1447, 1997 I S. 2862), zu- 
letzt geändert durch Artikel 4c der Verordnung vom . . . [ein- 
fügen: Datum des Inkrafttretens der Verordnung zur Ände- 
rung abfallrechtlicher Nachweisbestimmungen] (BGBl. I 
S. ... [einfügen: Fundstelle der Verordnung]), wird wie 
folgt geändert: 


In Anlage 2 (zu § 1 0) wird in Spalte 1 die Nummer 1 wie 
folgt gefasst: 


Spalte 1 

Spalte 2 

1 . Altfahrzeuge gemäß 
§ 2 Abs. 1 Nr. 2 
der Altfahrzeug- Ver- 
ordnung (Abfall- 
schlüssel 16 01 04) 



Mit dieser Empfehlung werden die Bestimmungen der Ab- 
fallwirtschaftskonzept- und -bilanzverordnung (AbfKoBiV) 
an die AltfahrzeugV angepasst. 


Zu Nummer 45 (Artikel 4 Nr. 1 - § 27a Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 
und Satz 2 StVZO) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 

Die Empfehlung trägt dem Gewollten unter Berücksichti- 
gung der Aufgaben und Möglichkeiten der Zulassungsbe- 
hörden Rechnung. 

Zu Nummer 46 (Artikel 4 Nr. 3 Buchstaben b, d und f 
Doppelbuchstaben bb, cc, ff- neu -, gg 
- neu - und hh - neu Muster 12 des 
Anhangs zu § 27a StVZO) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag mit der Maß- 
gabe zu, dass der Änderungsbefehl Buchstabe c Doppel- 
buchstaben bb sowie cc wie folgt gefasst wird: 

bb) Doppelbuchstabe cc wird wie folgt gefasst: 

,cc) Die bisherige Zeile 2.1 wird durch ein 5-stelhges 
Feld mit der Bezeichnung „Fahrzeugklasse“, ein 
18-stehiges Feld mit der Bezeichnung „Fahrzeug- 
marke“ und ein 8-stehiges Feld mit der Bezeich- 
nung „Fahrzeugmodell“ ersetzt. Nach Zeile 2.2 
wird eine Zeile 2.3 eingefügt. Diese enthält ein 
10-stehiges Feld mit der Bezeichnung „Tag der 
ersten Zulassung“, ein 4-stelhges Feld mit der 
Bezeichnung „Fahrzeugleergewicht gemäß § 2 
Nr. 23 Altfahrzeug- Verordnung“ sowie ein 3-stel- 
liges Feld mit der Bezeichnung „Nationalitäts- 
kennzeichen“. Nach Zeile 2.3 wird eine Zeile 2.4 
angefügt mit dem Wortlaut: „Angaben zum Fahr- 


zeug ganz oder teilweise nicht verfügbar - 1 Leer- 
feld“. 

cc) Nach Doppelbuchstabe ee werden folgende Doppel- 
buchstaben ff bis hh angefügt: 

ff) In den Abschnitten 1 bis 5 werden jeweils das 
Wort „Verwertungsbetrieb“ durch das Wort „De- 
montagebetrieb“, in den Abschnitten 1, 2, 3 und 5 
jeweils das Wort „Annahmestelle“ durch die An- 
gabe „Annahme-ZRücknahmestelle“ und in den 
Abschnitten 3, 4 und 5 jeweils das Wort „Zulas- 
sungsstelle“ durch das Wort „Zulassungsbehörde“ 
ersetzt. 

gg) Nach Zeile 4.9 werden eine Zeile 4. 10 mit der Be- 
zeichnung „Für den Demontagebetrieb zuständige 
Genehmigungsbehörde“, eine Zeile 4.11 mit den 
Feldbezeichnungen „Straße“ und „Hausnr.“ sowie 
eine Zeile 4.12 mit den Feldbezeichnungen „PLZ“ 
und „Ort“ eingefügt. 

hh) Zeile 4.10 wird Zeile 4.13. 
zu. 

Die Empfehlung enthält neben redaktionellen Änderungen 
insbesondere die notwendigen Anpassungen auf Grund der 
EU-Vorgaben an die Mindestanforderungen des Verwer- 
tungsnachweises. 

Zu Nummer 47 (Artikel 4 Nr. 3 Buchstabe f 

Doppelbuchstabe aa - Muster 12 des 
Anhangs zu § 27a StVZO) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag mit der Maß- 
gabe zu: 

In Artikel 4 Nr. 3 Buchstabe f Doppelbuchstabe aa wird 
nach Satz 2 folgender Satz angefügt: „Im Kopfbereich der 
Seiten 1 bis 3 wird ein 10-stelliges Feld mit der Bezeich- 
nung „Kfz-Kennzeichen“ eingefügt.“ 

Sachgerechte Ergänzung zur Verbesserung der Handhabung 
und der Auswertung der Verwertungsnachweise. 

Zu Nummer 48 (Artikel 4 Nr. 3 Buchstabe f 

Doppelbuchstabe bb - Muster 12 des 
Anhangs zu § 27a StVZO) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 

Sachgerechte Ergänzung zur besseren Nutzung der Anga- 
ben aus dem Verwertungsnachweis bei eventuellen Verstö- 
ßen. 

Zu Nummer 49 (Artikel 4 Nr. 3 Buchstabe f 

Doppelbuchstabe ii - neu Muster 12 des 
Anhang zu § 27a StVZO) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag mit der Maß- 
gabe zu, dass im Änderungsbefehl die Kennzeichnung mit 
den Doppelbuchstaben ii ersetzt wird durch den Dop- 
pelbuchstaben ff, da im Regierungsentwurf Artikel 4 Nr. 3 
Buchstabe f mit der Untergliederung „ee“ endet. 

Durch die Ergänzung wird vermieden, dass der Nachweis 
ohne Wissen des behördlich bekannten Letzthalters von 
einer anderen Person abgegeben wird. 
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Zu Nummer 50 (Artikel 5 - Änderung der 

Gebührenordnung zu Maßnahmen im 
Straßenverkehr) 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag zu. 

Bei Angabe der Fundstelle der Gebührenordnung für Maß- 
nahmen im Straßenverkehr ist die Angabe „1098“ zu erset- 
zen durch die Angabe „1298“. 

Anpassung an die geltende Fassung der Gebührenordnung 
unter Aufrechterhaltung der Gebührennummem bei der 
Vorlage des Verwertungsnachweises. 

Zu Nummer 51 (Artikel 3 Änderung der AltfahrzeugV) 

Die Bundesregierung hat der Prüfbitte entsprochen. Eine 
Erweiterung des Regelungsumfangs des vorgelegten Ge- 
setzentwurfs gefährdet wegen verfahrensrechtlicher Vorga- 
ben das Gesetzgebungsvorhaben in dieser Legislaturperi- 
ode. Die Bundesregierung ist aber der Auffassung, dass 
rechtzeitig vor Inkrafttreten der einschlägigen Bestimmun- 
gen konkrete Maßgaben zum Monitoring der Stoffströme 
getroffen werden sollten. Auch weitere Möglichkeiten zur 
Einschränkung von Missbrauch sollten geprüft werden. 

Zu Nummer 52 (Artikel 3 - Änderungen der Altfahrzeug- 
Verordnung) 

Die Bundesregierung wird der Bitte des Bundesrates ent- 
sprechen. 

Zu Nummer 53 (Artikel 3 - Änderung der Altfahrzeug- 
Verordnung) 

Die Bundesregierung wird der Prüfbitte des Bundesrates 
rechtzeitig nachkommen. Hierbei wird zu prüfen sein, ob 
über die bereits bestehenden Anforderungen hinaus kon- 
krete Vollzugshilfen im Hinblick auf das Monitoring der 
Stoffströme erforderlich sind und welche Instrumente hier- 
für am besten geeignet erscheinen. Im Übrigen wird auf die 
Stellungnahme zu Nummer 5 1 hingewiesen. 

Zu Nummer 54 

Die Bundesregierung wird der Bitte des Bundesrates ent- 
sprechen. 

Zu Nummer 55 

Es wird auf die Stellungnahmen zu den Nummern 5 1 und 53 
verwiesen. 
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